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In der ersten Sitzung nach der Weihnachtspause wird die Regierung Kiesinger
eine Liste von Deckungsvorschlägen für den Staatshaushalt beraten, die im

Bundesfinanzministerium aufgestellt worden ist. Es ist sicher, daß die Bundes-
bürger danach nicht nur mit erheblichen Kürzungen des Sozialetats rechnen
müssen — Bundesfinanzminister Strauß plant einen Abbau der sozialen Lei-
stungen in Höhe von rund 1,5 Milliarden DM —, sondern darüber hinaus mit
weiteren Steuererhöhungen. Inzwischen wurde bekannt, daß die Regierung die
bisher übliche Rentenerhöhung entsprechend der Lohnentwicklung aufheben
und sie dem Produktivitätsanstieg angleichen will. Weiter wird damit gerechnet,
daß nicht nur die Streichung der Staatszuschüsse und Steuererleichterungen
nach dem 312-DM-Gesetz, sondern gleichzeitig auch die Einschränkung der Spar-
förderung und die Verminderung des Kindergeldes beschlossen wird.

Der Versuch der Bundesregierung, mit dem von Wirtschaftsminister Schiller
propagierten Schlagwort „konzertierte Aktion" sowie mit Lohnleitlinien und
Orientierungsdaten die Gewerkschaften an die Kandare zu nehmen, ist von den

Unternehmerverbänden mit viel Wohl-

Forderungen
an die
Koalition

sen werden, wieweit das Recht der
bleibt und wirtschaftliche Stabilität i

wollen aufgenommen worden. Um so
mehr sind die Gewerkschaften gehal-
ten, sich gegen jeden Versuch zu weh-
ren, das Recht auf eine entschiedene
Interessenvertretung ihrer Mitglieder
einzuschränken. In einem „Spiegel“-
Interview hat Bundesfinanzminister
Strauß erklärt, daß für ihn die Tarif-
hoheit der Gewerkschaften kein „de-
mokratisches Grundrecht“ darstelle.
Aber von den Gewerkschaften können
Staat und Wirtschaft nur daran gemes-

Arbeitnehmerorganisationen unangetastet
owie sozialer Fortschritt von den Verant-

wortlichen garantiert werden.

Die IG Metall hat in klaren Formulierungen die Forderungen und Erwartungen
an die neue Regierung dargelegt, wobei sie voran die Beseitigung der Haus-
hallsschwierigkeiten und die Aufrechterhaltung des sozialen Fortschrittes durch
den Abbau des Rüstungshaushaltes forderte. Folgerichtig setzt dies eine ernst-
hafte Entspannungspolitik und die Normalisierung der Beziehungen der Bundes-
republik zu den sozialistischen Ländern voraus. Die IG Metall und andere
Gewerkschaften fordern darüber hinaus die Aufhebung der Restriktionsmaß-
nahmen der Bundesbank und eine den Notwendigkeiten entsprechende Wachs-
lumspolitik sowie den Verzicht auf politische Preissteigerungen. Schließlich
lehnt die IG Metall, und da spricht sie zweifellos für alle in den Gewerkschaften
organisierten Arbeitnehmer, eine zusätzliche Notstandsgesetzgebung als autori-
täre Verfälschung des Grundgesetzes ab und wendet sich entschieden gegen
Lohnleitlinien und ähnliche Praktiken.

Die Arbeitnehmer in der Bundesrepublik und ihre Gewerkschaften haben von
dem fragwürdigen Pakt des CSU-Finanzministers Strauß mit dem SPD-Wirt-
schaltsminister Schiller nichts Gutes zu erwarten. Sie sind nach vor au/ sich
allein gestellt und werden dementsprechend nut allen Krallen und Mrtteln die
Interessenvertretung der Arbeitnehmer selbst sichern müssen. sr
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SCHONZEIT ?

Nadi den letzten Erklärungen des
Bundeskanzlers Kiesinger und seines
Finanzministers Strauß kann es kei-
nen Zweifel mehr darüber geben, daß
die Kosten der abenteuerlichen Außen-
und verfehlten Wirtschaftspolitik in
der Adenauer - Erhard - Ära auf die
Schultern der breiten Masse abge-
wälzt werden. Um so verwunderter
vernimmt man manche sanften Töne
in dem Wochenblatt des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, „Welt der Ar-
beit", mit denen die ersten Schritte
der CDU/SPD-Koalition begleitet wer-
den. Manchmal hat man den Eindruck,
als sei der DGB selbst in die Große
Koalition eingetreten.

Am 23. 12. empfahl z. B. ein kurzer
Artikel ihres Chefredakteurs, der
neuen Regierung doch eine Schonzeit
zu gewähren, obwohl nichts notwen-
diger wäre, als gerade jetzt die ge-
werkschaftlichen Vorstellungen un-
mißverständlich klarzumachen.

Die Empfehlung, „Schonzeit" zu ge-
währen, ist völlig fehl am Platz. Viel-
mehr ist „schon Zeit", sich energisch
gegen den Agnriff auf den Lebens-
standard dePiöH£?fe}i8wi Menschen
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Wenig Hoffnung auf Besserung

Alfer Wein in nicht einmal neuen Schläuchen

Es bleibt bei der „bewährten Politik der CDU/CSU”

Die Regierungserklärung des Bundeskanzlers Kiesinger und die bisherigen
Interviews und sonstigen Verlautbarungen in der Öffentlichkeit lassen eines
klar erkennen: Bei allen geschickten Neuformulierungen soll grundsätzlich das
weitergeführt werden, was von dem Koalitionspartner der SPD „die bewährte
Politik der CDU/CSU" genannt wird, d. h. jene politische Zielsetzung, die eine
Veränderung der durch die Kapitulation von 1945 entstandenen Grenzen an-
strebt und im Innern den Abbau der demokratischen Rechte durch Wahlrechts-
manipulationen und Notstandsgesetze fortsetzen will.

Diesen Zielen allein dient auch der
vielbeachtete Satz der Regierungs-
erklärung von der Wiedergewinnung
des „finanziellen Spielraumes für poli-
tische Entscheidungen". Daß dieser
finanzielle Spielraum gewonnen wer-
den soll durch eine steigende wirt-
schaftliche Belastung der Lohn- und
Gehaltsempfänger, ist offensichtlich,
denn in den Darlegungen der Regie-
rung über die Wirtschaftspolitik wird
immer nur von den Opfern gespro-
chen, die das „Volk" zu bringen habe,
aber nur sehr allgemein von Ein-
schränkungen des Staatshaushaltes
und gar nicht von Kürzungen am auf-
geblähten Rüstungsetat.

Im Gegenteil: Wer aus den Bemer-
kungen einiger sozialdemokratischer
Politiker die vage Hoffnung schöpfte,
daß durch Verminderung des Rüstungs-
etats die Finanzkrise des Bundeshaus-
halts behoben werden könnte, wurde
durch Kiesinger schnell eines besseren
belehrt: Für ihn ist der Verteidigungs-
haushalt keine „Reservekasse für die
Korrektur der Haushaltssünden ver-
gangener Jahre".

Offenbar haben es also auch die so-
zialdemokratischen Minister nicht ver-
mocht, den Bundeskanzler zu ver-
anlassen, von jener gescheiterten Poli-
tik abzugehen, die Wirtschaft, Wäh-
rung und Wohlstand des Volkes in
starkem Maße in Mitleidenschaft ge-
zogen hat. Der vom Bundeskanzler so
beklagte verlorengegangene Spielraum
für die politischen Entscheidungen
wäre mit einem Schlage zurückgewon-
nen, wenn durch eine neue Politik
die Ursachen der wirtschaftlichen und
politischen Pleite ausgeschaltet wür-
den. Statt dessen werden die finan-
ziellen Lasten der alten Politik durch
neue Steuern und den Abbau sozialer
Einrichtungen im wesentlichen auf die
breite Masse des Volkes abgewälzl,
während der Bundeskanzler gleichzei-
tig den Industrie- und ßankmonopolen
verspricht, daß ihr Wachstum durch
steuerliche Maßnahmen nicht beein-
trächtigt werde.

Auch in seinen Ausführungen zur
Außenrund Deutschlandpolitik hat der
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Bundeskanzler, von geringfügigen Nu-
ancierungen abgesehen, zu erkennen
gegeben, daß nichts geändert werden
soll. Zwar ist er den sozialistischen
Ländern gegenüber konzilianter ge-
worden, aber nach wie vor besteht
auch die neue Regierung auf dem
illusionären „ Alleinverlrelungsan-
spruch" und verzichtet nicht auf die
Hallstein-Doktrin, die eine vernünf-
tige Ostpolitik von vornherein un-
möglich macht. In der Deutschland-
frage hat der Bundeskanzler erklärt,
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die Regierung sei bereit, Verhand-
lungen auf einer höheren Stufe zu-
zulassen als bisher; aber die einzige
Voraussetzung, um zu einem normalen
Verhältnis zwischen den beiden deut-
schen Teilstaaten zu kommen, die An-
erkennung der DDR, wird nach wie
vor zurückgewiesen. Der Bundeskanz-
lerhat sich sehr deutlich für eine enge
Zusammenarbeit mit Frankreich aus-
gesprochen, ohne die er eine Entspan-
nung in Europa für unmöglich hält.
Es ist aber erstaunlich, wenn ein so
kluger Mann wie Kiesinger nicht dar-
auf kommen will, daß ohne Verstän-
digung mit der DDR auch keine kon-
struktive Deutschlandpolitik möglich
ist, wie auch die europäische Sicher-
heit ohne oder gegen die DDR nicht
verwirklicht werden kann.

Es gehört eine Portion politische
Selbsttäuschung dazu, aus der Regie-
rungserklärung einen maßgebenden
sozialdemokratischen Einfluß heraus-
lesen zu wollen. Aber dieser Einfluß
war auch wohl kaum zu erwarten,
nachdem, entgegen dem Willen der
großen Mehrheit der Mitgliedschaft, 

der Parteivorstand und der Vorstand
der Bundeslagsfraktion der SPD auch
in der Vergangenheit kaum Ansätze
für eine politische Alternative zur
CDU/CSU erkennen ließen. In der
Regierung ist zwar die SPD mit neun
Ministern vertreten gegenüber elf der
CDU/CSU. Aber die CDU/CSU stellt
nicht nur den Bundeskanzler, sondern
sie hat gleichzeitig auch mit den Fi-
nanz- und Schalzministerien die Kon-
trolle über den Staatshaushalt und
hält mit dem Verteidigungs- und
Innenministerium die gesamte Exe-
kutivgewalt in ihren Händen. Ein
sozialdemokratischer Außenminister
wird es bei dieser Verteilung der
Ministerien schwer haben, eigene
außenpolitische Vorstellungen zu ver-
wirklichen, und auch der Wirtschafts-
minister kann bei der wirtschaftspoli-
tischen Situation in der Bundesrepu-
blik nur wenig Lorbeeren ernten, zu-
mal dann, wenn er, wie Professor
Schiller, dasselbe wie Erhard will —
„nur besser".

Die Politik der neuen Regierung, wie
sie in der Regierungserklärung Kie-
singers zum Ausdruck kommt, wird
den Erfordernissen der innen- und
außenpolitischen Situation der Bundes-
republik nicht gerecht. Die Zeit erfor-
dert einen grundsätzlich neuen Kurs.
Nur eine konsequente Entspannungs-
politik, die ihren Ausdruck nicht in
Worten, sondern in einer fühlbaren
Kürzung des Verleidigungsetals und
in dem Verzicht auf Besitz oder Ver-
fügungsgewalt über Atombomben fin-
det, schafft die Voraussetzung für eine
politische Atmosphäre, in der eine
vernünftige Wirtschaftspolitik die
Möglichkeit zur Sanierung der Staats-
finanzen schafft, eine Wirtschaftspoli-
tik, in der Arbeitslosigkeit und Kurz-
arbeit gestoppt und eine fortschritt-
liche Sozialpolitik verwirklicht werden
kann.

Anstelle der Einschränkung demokra-
tischer Freiheiten durch Notstands-
gesetze und der Beschränkung der
Tariffreiheit der Gewerkschaften durch
„Lohnleitlinien" und „Orientierungs-
punkte" erfordert die neue Politik
eine Ausweitung der wirtschaftlichen
Mitbestimmungsrechte der Arbeitneh-
mer zur Ergänzung einer uneinge-
schränkten Demokratie.

Die Regierungserklärung Kiesingers
kann die Bürger der Bundesrepublik
kaum mit Hoffnung auf eine bessere
Zukunft erfüllen. Um so notwendiger
wird es darum sein, daß sich die Ge-
werkschaften mit allen freiheitlich ge-
sinnten Bürgern in unserem Lande
zusammenschließen und eine demo-
kratische Alternative zu einem Regie-
rungskurs entwickeln, der heute schon
erkennen läßt, daß er nicht aus der
politischen und finanziellen Krise her-
ausführen, sondern im Sumpf einer
allgemeinen wirtschaftlichen und poli-
tischen Krise enden wird. sr



Zum Thema;

Kriegs-Kardinal

Entgegen den beschwörenden Appellen
des Oberhauptes der Katholischen
Kirche, Papst Paul VI., und des Gene-
ralsekretärs der UN-Weltorganisation,
U Thant, geht die Eskalation des Krie-
ges in Vietnam weiter und damit die
Eskalation des Grauens und des Mor-
dens der amerikanischen Aggressoren.
13 000 km von den USA entfernt ope-
riert eine Armee von jetzt fast 400 000
Soldaten unter Mitwirkung von Tau-
senden von Flugzeugen und Hub-
schraubern, 2000 schweren Geschützen
und Tausenden von Panzern, unter-
stützt von 700 000 südvietnamesischen
Militär-und Polizeistreitkräften, gegen
ein kleines Land und gegen ein Volk,
das nichts anderes wünscht, als in
Frieden und Freiheit nach eigenen
Gesetzen zu leben.

Noch während die Christen in allen
Ländern ihre Weihnachtslieder sangen
und von den Kanzeln der Kirchen das
„Friede auf Erden" verkündet wurde,
heizte der New Yorker Kardinal Spell-
man, einer der militantesten Katho-
liken der USA, in Vietnam die Kriegs-
furie weiter an und erklärte den tota-
len Krieg bis zur restlosen Vernich-
tung des vietnamesischen Volkes. Für
ihn galt nicht die christliche Mahnung,
den Krieg in Vietnam zu beenden,
sondern die Forderung auf den totalen
Sieg. Der Papst hat sich sofort von
diesen Äußerungen distanziert.

Die Grausamkeit, mit der die ameri-
kanische Aggressionsarmee ihren Krieg
in Vietnam führt, ist beispiellos. Tag
und Nacht verbrennen in Vietnam
unter dem Feuer der amerikanischen
Bombenflugzeuge ganze Dörfer und
werden dem Erdboden gleichgemacht.
Es ist schwer, heute schon die Zahl
der Opfer und der zerstörten und ver-
brannten Häuser und Wohnungen zu
zählen und sich einen Begriff vom
Ausmaß des Verbrechens in Vietnam
zu machen. Aber nach offiziellen Schät-
zungen sind in diesem Krieg bisher
mehr als eine Viertelmillion Kinder
umgekommen, und amtlich wird zu-
gegeben, daß in jedem Monat in Süd-
vietnam mindestens 4000 Zivilisten
getötet oder verwundet werden.

Dieses endlose Morden in Vietnam
nennt der katholische Kardinal Spell-
man einen „Verteidigungskrieg der
Kultur". Daß aber immer mehr Men-
schen den wahren Charakter dieser
imperialistischen Aggression der USA
erkennen, davon zeugen die sich im
Vatikan häufenden Telegramme und
Briefe, in denen Katholiken aus aller
Welt gegen den beispiellosen Zynis-
mus des Kardinals Spellman Einspruch 

einlegen. Daß der wahre Zug dieses
Krieges immer offensichtlicher wird,
das beweist die Demonstration jener
300 evangelischen Pfarrer Ende ver-
gangenen Jahres in Bonn, die unter
dem Leitwort stand „Wer den Viet-
nam-Krieg moralisch unterstützt, ver-
rät das Evangelium der Liebe."

Im Kampf um Menschlichkeit und Frei-
heit für das vietnamesische Volk dür-
fen besonders die Gewerkschaften
nicht nachlassen. Ihr Protest muß lau-
ter und energischer werden, um den
Verbrechen, die in Vietnam an Män-
nern, Frauen und Kindern um der
imperialistischen Ziele der US-Regie-
rung willen geschehen, ein Ende zu
bereiten. Es genügt nicht, diesen bru-
talen Krieg gegen ein kleines und
armes Volk für ein paar Festtage zu
unterbrechen; eine große Aktion aller
friedliebenden Menschen in der gan-
zen Welt muß den Frieden in Vietnam
wiederherstellen. egr
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Gemeinsame Aktion
für die soziale Sicherheit

In einem Appell an den DGB und seine
Mitgliedgewerkschaften hat die Indu-
striegewerkschaft Metall eine „ge-
meinsame Aktion" zur Sicherung der
Arbeitsplätze und Gewährleistung so-
zialer Sicherheit der Arbeitnehmer ge-
fordert. Nach den Vorstellungen der
IG Metall sollte sich eine solche soli-
darische Handlungsweise auf folgende
Zielsetzungen und Einzelmaßnahmen
erstrecken:

■ Sicherung der Arbeitsplätze;

■ Schulz bei Rationalisierung, Auto-
mation und strukturellen Veränderun-
gen;

■ erweiterten Kündigungsschutz für
ältere Arbeitnehmer;

■ Aufstellung betrieblicher und über-
betrieblicher Sozialpäne, um notwen-
dige Anpassungsmaßnahmen zu treffen ;

■ Sicherstellung, daß alle Entschei-
dungen gemeinsam mit den Betriebs-
räten, Personalräten und Gewerk-
schaften getroffen werden;

■ Erhöhung der Unterstützung bei
Arbeitslosigkeit auf zwei Drittel des
letzten Arbeitseinkommens sowie Ver-
besserung der Unterstützungsregelun-
gen bei Kurzarbeit;

■ vorgezogene Altersrente mit 60
Jahren für alle, die vorzeitig aus dem
Arbeitsprozeß ausscheiden, bei Ge-
währung einer Rente von drei Viertel
des Arbeitseinkommens.

Ostermarsch 1967
Die Kampagne für Abrüstung hat am
Ende des Jahres 1966 die politischen
Kräfte und die Bevölkerung der Bun-
desrepublik zur Vorbereitung des
Ostermarsches der Atomwaffengegner
aufgerufen. Diese kämpferische Frie-
densbewegung, die sich auf die unter-
schiedlichsten politischen, sozialen und
religiösen Organisationen und An-
schauungen stützen kann, halte in den
vergangenen Jahren wesentlichen An-
teil am Kampf gegen atomare Rüstung
und Mitverfügung der Bundesrepublik
und für die Sicherung von Frieden
und Demokratie.

Die Veranstaltungen und Ostermärsche
der Atomwaffengegner fallen in die-
sem Jahr in eine Zeit politischer und
wirtschaftlicher Krisenerscheinungen,
die das Ergebnis einer falschen Politik
sind. Davon ausgehend, setzt die
Kampagne für Abrüstung in ihrem
Aufruf drei Schwerpunkte für die
Bemühungen um die Sicherung des
Friedens in Europa und der Welt:
Abkehr von der Rüstungspolitik durch
Entspannungsinitiativen, Korrektur der
Militarisierung und Formierung der
Gesellschaft durch Aufgabe der Not-
standsgesetzgebung, Entwicklung von
Aktivitäten zur Beendigung des ame-
rikanischen Aggressionskrieges in
Vietnam.

Nachdrücklich wird in dem Aufruf
festgestellt, die Bundesregierung müsse
eine neue Politik betreiben, um aus
der Isolierung zu kommen, in die ihre
bisherige Politik sie gegenüber Ost
und West gebracht habe. Die Bevöl-
kerung wird aufgefordert, dafür ein-
zutreten, daß die Bundesregierung den
Krieg in Vietnam nicht länger unter-
stützt und stattdessen bei der Regie-
rung der USA auf eine friedliche Lö-
sung des Konflikts hinwirkt.

In fünf Punkten formuliert die Kam-
pagne für Abrüstung die „dringend-
sten Schritte für eine vernünftige Poli-
tik unseres Landes":
■ „Verzicht der Bundesrepublik auf
jede Mitverfügung über Atomwaffen;
■ Zustimmung zu einem Vertrag
gegen die Weiterverbreitung von
Atomwaffen;
■ Mitarbeit an einer Sicherheitskon-
ferenz aller europäischen Staaten unter
Einbeziehung der USA — ohne Vor-
bedingungen;
■ Mitarbeit an Rüstungsbeschränkung
und Rüstungsabbau in Europa;
■ Initiative zu eineratomwaffenfreien
Zone in Mitteleuropa."
Als „Alternative zur Notstands- und
Rüstungspolitik" wird der Regierung
empfohlen, statt der Vorbereitung auf
den Ernstfall die Verhütung des Ernst-
falls durch eine deutsche Entspan-
nungspolitik zu verfolgen. Dieses Pro-
gramm der Kampagne für Abrüstung,
das auch den gewerkschaftlichen For-
derungen entspricht, verdient die vor-
behaltlose Unterstützung des DGB und
seiner Gewerkschaften. gs
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Aktivität gegen Notstandspläne

DGB-Forum in Bonn — Broschüren des DGB und der IGM

Erklärung des Kuratoriums „Notstand der Demokratie“

Die Notslandsgesetzgebung, die in der Regierungserklärung der Großen Koalition
aus taktischen Erwägungen mit keinem Wort genannt wurde, aber dennoch
intensiv weiterverfolgt wird, findet um so mehr die kritische Aufmerksamkeit
der Gewerkschaften. Der DGB veranstaltet am 31. Januar 1967 in Bonn eine
Forumsdiskussion, auf der er seinen ablehnenden Standpunkt zu diesem Fragen-
komplex begründen will. Zu der Diskussion sind Professoren und die Vertreter
der Bundestagsparteien eingeladen.

In einer Auflage von 300000 Exempla-
ren hat der Deutsche Gewerkschafts-
bund im Dezember eine Broschüre mit
dem Titel „Notstand — der DGB zur
Notstandsgesetzgebung" herausge-
bracht. Darin werden die gefährlichen
Bestimmungen und Konsequenzen der
bereits beschlossenen sogenannten
„einfachen" Notstandsgesetze darge-
stellt. Die Broschüre enthält außer-
dem die Entschließung des Berliner
DGB-Kongresses gegen die Notstands-
gesetzgebung. Die eindrucksvolle und
übersichtliche Schrift kann bei den
DGB-Kreisen angefordert werden.

Außerdem hat auch die IG Metall in
einer Auflage von 500 000 Stüde eine
Anti - Notslandsbroschüre herausge-
bracht mit dem Titel: „Notstands-
gesetze — Notstand der Demokratie."
Sie enthält ebenfalls eine kritische
Darstellung der sieben „einfachen"
Notstandsgesetze. Besonders eindrucks-
voll ist ein Kapitel, in dem das ge-
samte Notstandsproblem in Rede und
Gegenrede vom Standpunkt und mit
den Argumenten der Gewerkschaften
behandelt wird. Die Brosdiüre enthält
ferner wertvolles Informationsmate-
rial: Auszüge aus der Weimarer
Reichsverfassung, aus dem Grund-
gesetz der Bundesrepublik, aus dem
Deutschlandvertrag sowie Beschlüsse
der SPD und der Gewerkschaftsbewe-
gung zur Notstandsfrage. Die Bro-
schüre kann über die Verwaltungs-
stellen der IG Metall bezogen werden.
Die Industriegewerkschaft Chemie-
Papier-Keramik hat bereits 50 000 Ex-
emplare dieser Broschüre für ihren
eigenen Organisationsbereich über-
nommen.

Der Arbeitsausschuß des Kuratoriums
„Notstand der Demokratie" hat in
seiner ersten Sitzung unter dem Vor-
sitz von Prof. Ridder am 23. Dezem-
ber 1966 folgende Erklärung zu den
Notstandsplänen Bonns beschlossen:

„Der Bundesinnenminister hat bestä-
tigt, daß Botschaften der Bundesrepu-
blik in befreundeten westlichen Län-
dern fest stellen sollen, ob in ihren
Gastländern gesetzliche Grundlagen
für die Einrichtung von Internierungs-
lagern .bestehen oder in kurzer Zeit
erlassen werden können'. Internie-
rungslager hießen im Dritten Reich
Konzentrationslager. Er hat darüber
hinaus angekündigt, daß noch in die-
ser Legislaturperiode mindestens 30
4

Artikel des Grundgesetzes geändert
werden sollen.

Der Kern der beabsichtigten Grund-
gesetzänderungen sind die seit Jahren
vorbereiteten Notstandsregelungen.
Daß die Regierungserklärung nichts
über die Notstandsgesetzgebung ent-
hält, ist zweifellos ein Erfolg der
gegen diese Gesetzgebung aktivierten
demokratischen Kräfte. Die beabsich-
tigten Grundgesetzänderungen leisten
jedoch in der gegenwärtigen Lage
einem Abbau der demokratischen Ord-
nung und ihrer autoritären Umgestal-
tung Vorschub.

Aber Papier ist bekanntlich geduldig.
Schon während der Vorbereitung der
neuen Arbeitszeitregelung mußten die
Betriebsräte zahlloser Unternehmen
feststellen, daß die Unternehmer viel-
fach versuchten, die tariflichen Verein-
barungen mit allerlei Tricks zu unter-
laufen. Besonders beliebt ist bei den
Unternehmern die Verlängerung vor-
handener bzw. die Einführung neuer
Pausen, so daß die Arbeitszeitverkür-
zung optisch und tatsächlich überhaupt
nicht in Erscheinung tritt. Es geht aber
darum, daß die Verkürzung um U/i
Stunde wöchentlich in Form eines frü-
heren Feierabends wirksam wird.

Das gleiche gilt für die Lohnerhöhung
um 5 Prozent. Auch hier versuchen
die Unternehmer, durch Anrechnung
übertariflicher Bezahlung entweder
ganz oder teilweise die Zulage zu
kassieren. Das war aber nicht der
Sinn der Lohnbewegung vom Jahres-
beginn 1966. Die seinerzeit verein-
barte zweite Stufe der Lohnerhöhung
muß voll effektiv werden. In der Ent-
wicklung der Produktivität und der
Preise hat es in den letzten zwölf Mo-
naten auch keinen Stillstand gegeben.

Die Metallarbeiter haben ein legales
Recht auf diesen als Lohnerhöhung
deklarierten Teuerungsausgleich. Wo

Die schwierige Situation der Bundes-
republik Deutschland beruht nicht zu-
letzt darauf, daß Milliarden-Beträge
im Haushalt fehlen. Aber sie fehlen
nur deshalb, weil 20 Milliarden jähr-
lich für unproduktive und sinnlose
Rüstungszwecke ausgegeben werden.
Die gegenwärtige Krise der Bundes-
republik ist also keine Verfassungs-
krise. Wird zu ihrer Behebung das
Grundgesetz geändert, so wird dadurch
die Krise nicht behoben. Statt dessen
wird sie zu Lasten der überwiegenden
Mehrheit der Bevölkerung auf un-
demokratische Weise vertagt.

Es gilt also nicht, das Grundgesetz zu
ändern, sondern umgekehrt die frei-
heitlich - demokratische Grundordnung
zu schützen und zu erfüllen. Das ist
das Gebot der Stunde.

Deshalb begrüßt und unterstützt der
Arbeitsausschuß des Kuratoriums .Not-
stand der Demokratie' die Forumsdis-
kussion, die der DGB am 31. Januar
1967 in Bonn veranstalten wird, um
dem Beschluß des Berliner Bundeskon-
gresses des DGB zur Ablehnung der
Notstandsgesetze Achtung zu verschaf-
fen." 

er den Arbeitern und Angestellten
vorenthalten wird, werden sie darum
kämpfen müssen.

Das ist natürlich leichter gesagt als
getan. Die Arbeitgeber in mehreren
Branchen der Metallverarbeitung —
z. B. Schiffbau, Maschineninduslrie,
Automobilindustrie — weisen auf die
schlechte Auftragslage hin und neh-
men so manchem Betriebsrat und be-
trieblichen Gewerkschaftsfunktionär
den Elan. Die Arbeitnehmer sollten
jedoch daran denken, daß man sie von
der Mitbestimmung im Interesse einer
kontinuierlichen und vollbeschäftigten
Wirtschaft ausgeschlossen hat und
jetzt für die Mißwirtschaft der ande-
ren, der „unfehlbaren" Wirtschafts-
kapitäne, nicht verantwortlich machen
kann.

Im übrigen ist gerade in dieser Zeit
krisenhafter Erscheinungen die Ar-
beitsleistung des einzelnen, teils aus
Angst vor Entlassung, teils wegen
verschärfter Rationalisierung, gestie-
gen. Und überdies haben die Unter-
nehmer in den „sieben fetten Jahren"
oftmals so hohe Rücklagen angelegt,
daß sie das Aktienkapital übersteigen:
natürlich für die „mageren Jahre",
wenn „schlechte Zeiten" kommen.

40-Std.-Woche in der MetaBBinäMstpie

Ab 1. Januar 1967 wurde in der metallverarbeitenden Industrie für mehrere
Millionen Arbeiter und Angestellte die 40-Stunden-Arbeitswoche eingeführt.
Dieser gewerkschaftliche Erfolg kommt rund 47 Prozent aller Arbeitnehmer in
der westdeutschen Industrie zugute, die in der Metallverarbeitung beschäftigt
sind. Gleichzeitig sieht die Vereinbarung zwischen der IG Metall und den Arbeit-
geberverbänden einen Lohnausgleich für die Arbeitszeitverkürzung und die
Erhöhung der Löhne und Gehälter um zusammen 5 Prozent vor.



Lohnleitlinien helfen Unternehmern

Mit Lohnverzicht wird kein Arbeitsplatz gerettet

Schlechtes Beispiel der IG Bau-Steine-Erden

Bereits seit längerer Zeit versuchen die Unternehmerverbände, aktiv unterstützt
von der Bundesregierung, die Lohnbewegung „in den Griff" zu bekommen. Auch
der jetzige sozialdemokratische Wirtschaftsminister, Prof. Schiller, forderte in
der Bundestagsdebatte über das sogenannte Stabilisierungsgesetz, daß die Bun-
desregierung den Tarifpartnern „Orientierungshilfen" zur Verfügung stellen
müsse. In der Regierungserklärung vom 13. Dezember stellt sich die Bundes-
regierung diese Aufgaben. Grundlage hierfür sollen die Prognosen des Sach-
verständigengutachtens bilden.

Im ersten Jahresgutachten des Sach-
verständigenrates Ende 1964 wurde
behauptet, daß es angeblich erforder-
lich sei, um das Kostenniveau stabil
zu halten — Geldwertstabilität vor-
ausgesetzt —, die Nominallöhne nicht
stärker zu erhöhen als um den Pro-
zentsatz, um den in der Gesamtwirt-
schaft das Produktionsergebnis je
Stunde wächst. Es erhebt sich hierbei
zunächst einmal die Frage, wer denn
für das wirtschaftliche Wachstum und
die Preisentwicklung verantwortlich
zeichnet. Das sind doch nicht die Ar-
beiter und Angestellten, das sind auch
nicht die Gewerkschaften. Ihnen wird
von den Unternehmern das Mitbe-
stimmungsrecht verweigert. Folglich
können sich die Arbeiter, Angestell-
ten und ihre Gewerkschaften auch
nicht an wirtschaftliche Fakten binden
lassen, auf deren Zustandekommen
sie nicht den geringsten Einfluß haben.
Würden die Arbeiter und Angestell-
ten darauf eingehen, so würde da-
durch die ungerechte Vermögensver-
teilung noch wachsen. Es wäre doch
einfach illusionär, zu glauben, daß
Unternehmer in Wachstumsindustrien
auch nur eine Mark ihres Zusatzpro-
fites an schwächere Industrien ab-
geben würden.

Die Unternehmer und ihre Presse
überschlagen sich geradezu, um ihr
angebliches volkswirtschaftliches Ver-
antwortungsbewußtsein hervorzukeh-
ren. Alle Register werden gezogen,
um die Gewerkschaften für eine „ver-
sachlichte" Lohnpolitik zu gewinnen.
Volkswirtschaftlich verantwortlich ist
es gewiß, wie es auch im DGB-Grund-
salzprogramm heißt, zu planen, selbst-
verständlich bei voller Mitbestimmung
der Gewerkschaften. Demokratisch pla-
nen bedeutet aber, alle entscheiden-
den wirtschaftlichen Prozesse zu len-
ken und zu leiten, vor allem die In-
vestitionstätigkeit, die Profite, die
Steuern, die Staatsausgaben und die
Preise.

Doch davon ist bei den Unternehmern
und auch bei der Bundesregierung
keine Rede. Sie sprechen nur von
Lohnleitlinien, nicht etwa von Leit-
linien für die Unternehmergewinne,
die Rüstungsausgaben oder die Preis-
steigerungen. Ihnen soll nadi wie vor
freier Lauf gelassen werden. Die „Ver-
sachlichung" ist daher nichts anderes
als der Versuch, den Lohn zu stoppen.

Damit wird nicht nur jede positive
Entwicklung des Lebensstandards der
arbeitenden Menschen gebremst, son-
dern er gerät in Gefahr, abzusinken.
Der Beirat der IG Metall kam auf sei-
ner letzten Tagung zu dem Schluß, die
Festlegung von Lohnleitlinien auf der
Basis der Produktivitätsentwicklung
lasse befürchten, daß dabei letzten
Endes nur eine einseitige Beschrän-
kung der Arbeitnehmerverdienste her-
auskommen würde. Wie begründet das
Mißtrauen der Gewerkschaften ist,
zeigen die gegenwärtigen Lohnver-
handlungen in der chemischen Indu-
strie.

In den Landesschlichlungsverhandlun-
gen in Rheinland-Pfalz am 14. Dezem-
ber 1966 wurde, wie aus der offiziel-
len Niederschrift hervorgeht, von den
Unternehmern beantragt, Lösungen im
Rahmen des 3. Jahres-Sachverständi-
gengutachtens und der Regierungs-
erklärung Kiesingers zu suchen. Die
Vertreter der chemischen Industrie
boten ganze 4 Prozent Lohnaufbesse-
rung an, die aber durch die bereits
früher tarifvertraglich vereinbarte Ar-
beitszeitverkürzung und Urlaubsgeld-
erhöhung abgegolten sein soll. Den
Arbeitnehmern wurde eine effektive
Lohnerhöhung von sage und schreibe
0,5 Prozent oder 2 bis 3 Pfennige pro
Stunde zugemutet, und das zu einem
Zeitpunkt, in dem die chemische Indu-
strie auf Grund einer beispiellosen
Gewinnexplosion rapide wächst.

Es deutet alles darauf hin, daß Bun-
desregierung und Unternehmerver-
bände sich vorgenommen haben, die
Gewerkschaften in die Zwangsjacke
eines Lohnleitsystems zu stecken, um
damit die Tarifautonomie faktisch zu
beseitigen.

Nach den Vorstellungen der Unter-
nehmer soll in der Bundesrepublik
zweifellos die Stimmung gegen die
Gewerkschaften angeheizt werden, um
sie als die Verantwortlichen an er
Finanzkrise und gewissermaßen als
„nationale Übeltäter" zu klassifizieren.
Es ist der Versuch, die Gewerkschaf-
ten moralisch zu erpressen. In einer
solch schwierigen Situation, der sich
die im DGB zusammengeschlossenen
Gewerkschaften gegenübersehen, ist
es notwendiger denn je, solidarisch
zusammenzustehen.

Dieser gewerkschaftspolitischen Not-
wendigkeit trägt beispielsweise der
Hauptvorstand der IG Bau - Steine -
Erden keineswegs Rechnung, der für
den am 31. 3.1967 auslaufenden Lohn-
tarifvertrag eine Lohnforderung von
lediglich 4,3 Prozent angemeldet hat,
eine Forderung, die gerade dazu aus-
reicht, einen Ausgleich für die Preis-
steigerung des letzten Jahres zu
schaffen. Angesichts nach wie vor stei-
gender Preise und der schon beschlos-
senen und angekündigten Steuer- und
Tariferhöhung würde ein Lohnabschluß
in der von der IG Bau-Steine-Erden
geforderten Höhe sogar eine absolute
Senkung des Reallohnes bedeuten. Die
Produktivitätserfolge würden einseitig
den Bauunternehmern zugute kom-
men.

Der Vorstand der IG Bau-Steine-Erden
begründet die Höhe seiner Forderung
damit, daß er sie unter Berücksich-
tigung der Bedingungen der Bauwirt-
schaft gestellt habe. Sie seien stabili-
sierungs- und wachstumsgerecht. Das
ist jedoch keineswegs zutreffend.
Selbst wenn die IG Bau-Steine-Erden
die im Sachverständigengutachten ge-
gebene Orientierung zur Grundlage
ihrer Forderung gemacht hätte, müßte,
wie Rudolf Henschel vom Bundesvor-
stand des DGB in der „Welt der Ar-
beit" vom 16. 12. 1966 schrieb, eine
Lohnerhöhung von 7 Prozent im näch-
sten Jahr durchgesetzt werden, „wenn
der Anteil der Arbeitnehmer am So-
zialprodukte gleich bleiben soll".

Den Überlegungen des Hauptvorstan-
des der IG Bau-Steine-Erden liegt der
gefährliche Trugschluß zugrunde, mit
dem Verzicht auf erreichbare Lohn-
erhöhungen könnten die wirtschaftliche
Lage gebessert und die Arbeitsplätze
der Bauarbeiter gesichert werden. Das
wirtschaftliche Wachstum kann aber
niemals in Gang gehalten werden,
wenn das Einkommen der arbeitenden
Bevölkerung eingeschränkt wird. Auf
diese Weise kann — der Bergbau be-
weist es — eine krisenhafte Entwick-
lung nur noch verschärft werden. Es
läßt sich deshalb heute schon mit
Sicherheit sagen, daß die Haltung des
Hauptvorstandes der IG Bau-Steine-
Erden nicht einen einzigen Arbeits-
platz erhalten, sondern mit großer
Wahrscheinlichkeit viele zusätzlich ge-
fährden wird.

Die Gewerkschaften sind gut beraten
— das Beispiel der IG Chemie-Papier-
Keramik zeigt es —, wenn sie sich
ihrer Kampfkraft besinnen und die
Lohnerhöhungen durchsetzen, die not-
wendig sind. Die Gewerkschaften kön-
nen die Interessen der Arbeiterschaft
nur dann wirksam vertreten, wenn sie
gegen die antisozialen Pläne dieser
neuen Bundesregierung Front machen,
wie sie u. a. auch in den „Orientie-
rungshilfen“ oder „Lohnleitlinien" zum
Ausdruck kommen. R. Kohlscheid
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Lohnpolitik während der Flaute

Kann man auch in der Stagnation höhere Löhne fordern?

Argumente für eine Phase härterer Klassenkämpfe

Die gewerkschaftliche Tarifpolitik ist sehr viel komplizierter geworden als in
den vergangenen Jahren. Die Wirtschaft steht unter dem Eindruck einer Sta-
gnation, deren „Talsohle", laut Regierungserklärung, noch vor uns liegt. Die
Bundesfinanzen sind, trotz Kürzungen am Sozialetat und Steuererhöhungen,
noch immer nicht in Ordnung gebracht, weil auch die Politik in ihrer Substanz
noch keine bemerkenswerte Wende vollzogen hat. Das milliardenfressende
Rüstungs-und Notstandsprogramm läuft unvermindert weiter. Die Unternehmer-
verbände, allen voran die chemische Industrie, sperren sich gegen Lohnerhöhun-
gen. Der sozialdemokratische Wirtschaftsminister, Schiller, gibt zu verstehen,
daß lohnpolitisch 1967 „nicht viel drin" sei und setzt, in Übereinstimmung mit
dem Gros der Unternehmerverbände, eine Leitlinie von höchstens 4 Prozent.
Das dritte Sachverständigengutachten zur wirtschaftlichen Lage wird von Regie-
rungs- und Unternehmenssprechern bewußt mißdeutet und als Argument für
die 4-Prozent-Leitlinie herangezogen. Dahinein erklärt die IG Bau-Steine-Erden,
viel zu früh und entgegen ihrer sonstigen Gewohnheit, also nicht ohne Absicht,
sie werde zum 31. März 1967 die Tarife im Bauhauptgewerbe kündigen und
4,3 Prozent Lohnerhöhung verlangen. Die IG Metall verzichtet sogar auf die
zum 31. Januar mögliche Kündigung der Verträge in der eisenschaffenden Indu-
strie.— Was ist los? Was kann man tun?

Wie schon gesagt, die Zeit der relativ
leichten Tarifabschlüsse ist vorbei.
Nicht, weil etwa ganze Branchen zah-
lungsunfähig geworden sind, sondern
aus drei anderen Gründen: einmal
sind tatsächlich infolge verschärfter
in- und ausländischer Konkurrenz,
verschlechterter Absatzmöglichkeiten
und verteuerter Kredite die Gewinn-
margen in einigen Industrien kleiner
geworden; zum andern nutzen die
Unternehmer die „Gelegenheit" der
Stagnation zu einer Art „Strafaktion"
an den Arbeitern und ihren Gewerk-
schaften und beziehen einen unnach-
giebigen Standpunkt; schließlich findet
eine bewußt falsch orientierende Pro-
paganda, wonach alles Übel von den
Löhnen ausgeht und deren sich Unter-
nehmerverbände und Regierungsstel-
len gemeinsam befleißigen, Eingang in
die Arbeitnehmerkreise selbst und
lähmt deren Aktivität. Die steigenden
Arbeitslosenziffern, Kurzarbeit und die
verschiedensten Formen der sozialen
Depression in den Betrieben begün-
stigen solche Stimmungen.

Vielleicht muß man in diesem Zu-
sammenhang einmal überlegen, ob es
in der Vergangenheit richtig war, die
materiellen Forderungen der Gewerk-
schaften hauptsächlich mit der Bran-
chenlage zu begründen. Die augen-
blickliche Situation in einer Branche
kann die Realisierung einer Forde-
rung erschweren oder erleichtern.
Wenn man sie aber als Hauptargu-
ment ins Feld führt, wie das nur zu
häufig geschehen ist, dann kann das
dazu führen — wie gegenwärtig —,
daß die IG Chemie-Papier-Keramik
für die Beschäftigten in der chemischen
Industrie um 9 Prozent höhere Löhne
und Gehälter verlangt, während die
IG Metall gleichzeitig auf die Kün-
digung der Tarifverträge in der eisen-
schaffenden Industrie verzichtet. In
dem einen Falle ist nämlich die Bran-

chenlage außerordentlich gut, in dem
anderen ungewöhnlich schlecht.

Aber müssen die Arbeitnehmer in der
Eisen- und Stahlindustrie, wie schon
vorher ihre Kollegen im Bergbau, für
1967 auf höhere Löhne und Gehälter
verzichten — wegen der Branchen-
lage? Und müssen das ebenfalls die
Beschäftigten im Schiffbau, in der
Textilindustrie, im Automobilbau und
überall dort, wo die Lage zur Zeit
nicht rosig ist? Sind allenfalls nur ganz
geringe Verbesserungen gerechtfertigt?
Keineswegs. Es wäre jedoch ebenso
falsch, ein anderes Extrem, die ge-
werkschaftliche Lohnpolitik an allge-
meine, durchschnittliche Produktivitäts-
daten binden zu lassen. Auf diesen
Leim der Unternehmer, der die Beendi-
gung der Tarifautonomie zur Folge
hätte, dürfen die Gewerkschaften nicht
kriechen.

Weder die Branchenlage noch Produk-
tivitätsleitlinien können die alleinigen
Maximen der Tarifpolitik sein. Sie
spielen bei der Beurteilung der Mög-
lichkeiten zweifellos eine Rolle. Im
Vordergrund aber steht für die Ge-
werkschaften die Aufgabe, den Arbeit-
nehmern soziale Sicherheit und einen
Lebensstandard zu erkämpfen, der dem
industriellen Entwicklungsgrad unse-
res Landes angemessen ist. Dabei gilt
es zu berücksichtigen, daß die Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik im In-
teresse des Wiederaufbaus nach 1945
mit einem außerordentlich niedrigen
Anteil am Gesamtertrag der Wirtschaft
abgespeist wurden, so daß noch heute,
selbst wenn das reale Sozialprodukt
nicht mehr wächst und die Preise sta-
bil wären, kräftige Lohn-und Gehalts-
erhöhungen erforderlich sind, um mit
den Arbeitnehmern anderer westeuro-
päischer Länder gleichzuziehen. Auf
diese Tatsache bezieht sich das Grund-
satzprogramm des DGB, wenn es darin
heißt: „Der Anspruch der Arbeitneh-

mer auf eine Beteiligung an dein be-
reits gebildeten Vermögen bleibt auf-
rechterhalten."

Unter diesem Aspekt ist beispiels-
weise die rund 9prozentige Forderung
der IG Chemie ganz normal. Denn
selbst wenn man die Gutachterdaten
von 4 Prozent Produklivitälszuwachs,
bei vermutlich 3prozentigem Preis-
anstieg, heranzieht, müssen alle Löhne
und Gehälter um 7 Prozent steigen,
wenn der Anteil der Arbeitnehmer am
Sozialprodukt gleich bleiben
soll. Es geht aber außerdem um die
Steigerung dieses Anteils und in der
Cemieindustrie darüber hinaus um die
Absdiöpfung und gerechtere Vertei-
lung der überdurchschnittlich hohen
Konjunkturgewinne, die ja von den
Unternehmern keineswegs an stagnie-
rende Branchen abgeführt werden.

Es kann nicht Aufgabe der Gewerk-
schaften sein, den Arbeitnehmern —
etwa in der Stahlindustrie oder in der
Bauwirtschaft — zu sagen: Nun, die
Unternehmer, die auf uns nicht hören,
haben den Wirtschaftskarren in den
Dreck gefahren; jetzt helft ihnen (un-
ter Lohnverzicht), ihn wieder heraus-
zuziehen, damit deren Gewinne nicht
angetastet werden müssen. Aus wel-
chen Gründen eigentlich sollten die
Gewerkschaften einen solchen Stand-
punkt beziehen? Der Karren wird über-
dies immer wieder in den Dreck ge-
raten, wenn nicht endlich die Leid-
tragenden — die Arbeitnehmer, die
Volksmehrheit — mitreden dürfenl

Die Frage: „Kann man in der Stagna-
tion höhere Löhne fordern?" — um
die es hier geht —, muß mit einem
klaren Ja beantwortet werden. Dafür
gibt es mehrere Gründe:

□ Die Preissteigerungen, die die
Kaufkraft der Arbeitnehmer verrin-
gern und gleichzeitig die Profite der
Unternehmer und die Staatseinnahmen
erhöhen, dauern unvermindert an. Es
ist notwendig, die Kaufkraft der Ar-
beitnehmer, denen jede Einflußnahme
auf die Preisgestaltung verwehrt wird,
zu erhallen und zu erhöhen.

Qi Die Arbeitsproduktivität in allen
Branchen der Industrie macht, unab-
hängig von stagnierendem oder ver-
langsamtem Produktions- und Umsatz-
zuwachs, die andere Ursachen haben,
weiter gute Fortschritte. Gerade in den
von Krisenerscheinungen erfaßten
Branchen gibt es besonders hohe Pro-
duktivitätssteigerungen, einmal durch
gesteigerte physische Arbeitsleistun-
gen aus Angst vor der Kündigung und
zum andern infolge verschärfter Ratio-
nalisierungsmaßnahmen durch die Un-
ternehmer, die unter allen Umständen
die Höhe der Profite sichern wollen.
Es ist das Recht der Arbeitnehmer, an
diesen Leistungssteigerungen teilzu-
haben.

■ Die Unternehmer pflegen die Ratio-
nalisierungserfolge nicht in Form von
Preissenkungen an die Verbraucher
weiterzugeben, sondern sie für die
Vergrößerung ihres materiellen Be-
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IG Metall verzichtet auf Kündigung

Die Tarifverträge für die 220000 Arbeiter und Angestellten der Eisen-und Stahl-
industrie in Nordrhein-Westfalen werden von der IG Metall vorerst nicht gekün-
digt. Das hat die Große Tarifkommission der Gewerkschaft mit 53 gegen 21 Stim-
men beschlossen. Die Lohn- und Gehaltsverträge in der eisenschaffenden Indu-
strie von NRW laufen am 31. Januar d. J. aus.

Mit dieser Entscheidung folgte die Mehrheit der Tarifkommissionsmitglieder
einer Empfehlung des Vorstandes der IG Metall, der die gegenwärtige schwie-
rige Situation in der Stahlindustrie, wie es zur Begründung heißt, nicht durch
Lohnforderungen verschärfen möchte. Statt einer Lohn- und Gehaltserhöhung
wird von der IG Metall gefordert:

O Ein volles 13. Monatseinkommen; bisher sind nur 50 Prozent dieses Einkom-
mens tariflich verankert.

□ Anhebung der Tarifgehälter der Angestellten auf die Höhe der Effektivver-
dienste.

□ Nichtanrechnung der in die Urlaubszeit fallenden arbeitsfreien Samstage auf
den Tarifurlaub von 18 bis 24 Tagen.

Ob die Stahlkonzerne dieses abermalige Entgegenkommen der Gewerkschaft
honorieren und wenigstens auf diese drei Forderungen eingehen, bleibt abzu-
warten. Dr. Brandi, Vorsitzender des Arbeitgeberverbandes Eisen- und Stahl-
industrie, gab bereits zu verstehen: „Die Stahlindustrie verträgt zur Zeit nicht
die geringste zusätzliche Belastung im Personalkostensektor."

Das ist bereits eine Art von Lohnstoppverlangen der Unternehmer. Aber es gibt
keinen Grund, darauf einzugehen, zumal es ja keinen Preisstopp und keinen
Stopp in der Produktivitätsentwicklung gibt. Auch trägt ein Lohnverzicht keines-
wegs zu der dringend notwendigen Belebung der Kaufkraft bei. Jede Verhal-
tensweise einer Gewerkschaft, die dazu führt, daß letztlich die Konsequenzen
falschen Wirtschaftens auf die Arbeitnehmer abgewälzt werden, kann nicht zur
Nachahmung empfohlen werden.

Die Entscheidung der IG Metall hat bei den Stahlarbeitern nur wenig Verständ-
nis gefunden, hauptsächlich deswegen, weil schon im letzten Jahr mit Rücksicht
auf die Stahlflaute keine Lohnerhöhung vereinbart worden war. Das hatte zur
Folge, daß die Belegschaften sowohl die vollen Lasten der Preissteigerungen
von 4,2 Prozent als auch die der Krisenerscheinungen, verbunden mit Feier-
schichten, Kurzarbeit und Umsetzungen, tragen mußten. Kritisiert wird in den
Betrieben auch das Fehlen der Forderung nach Einführung eines garantierten
Jahreslohnes, dessen tarifliche Durchsetzung die Stahlarbeiter vor Lohnver-
lusten bei Kurzarbeit und Feierschichten bewahren würde. G.
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sitzes und ihrer gesellschaftlichen
Macht einzusetzen.

■ Die Unternehmen haben in den
Jahren der Hochkonjunktur und der
„Gewinnexplosion", wie die Gewerk-
schaften sagen, zusätzlich zu den Ab-
schreibungen noch Rückstellungen und
Rücklagen in einer Flöhe „beiseite"
geschafft, die nicht selten das Grund-
kapital von Aktiengesellschaften über-
steigt. Diese Rücklagen dienten nicht
selten der Kapitalerhöhung und der
Ausgabe von Gratisaktien an die Ak-
tionäre, obwohl sie für „schlechte Zei-
ten" vorgesehen und vom Fiskus groß-
zügig begünstigt bzw. toleriert wur-
den. Jetzt sind „schlechte Zeiten", und
man mag die Rücklagen ihrem eigent-
lichen Zweck zuführen: den Beleg-
schaften, die den Reichtum erarbeitet
haben, den sozialen Standard zu
sichern.

□ Wenn spürbare Lohn- und Gehalts-
erhöhungen gegenwärtig aus den ge-
nannten Gründen auch in kriselnden
Branchen möglich sind, so sind sie
auch notwendig, um eben diesen
Branchen und damit der gesamten
Wirtschaft durch die Belebung der In-
landsnachfrage einen neuen Auftrieb
zu geben. Aber den Unternehmern
und ihren Vertretern im Staat ist es
lieber, den zweiten Weg zu gehen:
die Löhne so niedrig wie möglich zu
hallen, um dafür auf dem Weltmarkt
mehr abzusetzen. Was sie den eigenen
Arbeitern nehmen oder vorenthalten,
gedenken sie über den Export wieder
hereinzuholen.

□ Schließlich spricht gegen eine ge-
werkschaftliche Zurückhaltung in der
Tarifpolitik die schon erwähnte Tat-
sache, daß die Arbeitnehmer nicht für
die kurzsichtige, egoistische und selbst-
herrliche Wirtschaftspolitik der Un-
ternehmer und des Staates bestraft
werden können. Wenn nur die einen
das Ruder befehlen wollen, können
nicht die andern für den falschen Kurs
verantwortlich gemacht werden. Mögen
diesmal die großen Monopole und
Konzerne die Zeche aus ihren Gewinn-
spannen begleichen. Für die Zukunft
aber gilt es, den Mitbestimmungs-
anspruch der Arbeiter und Angestell-
ten im Betrieb und in der gesamten
Wirtschaft mit allem Nachdruck anzu-
melden und durchzusetzen.

Die Auseinandersetzungen der Arbeit-
nehmer und ihrer Gewerkschaften mit
den Repräsentanten des Kapitals wer-
den augenscheinlich härter. Verflogen
sind alle Träumereien von Sozialpart-
nerschaft und klassenloser Gesell-
schaft. Wer es nicht schon vorher ge-
merkt hatte, wird in diesen Wochen
unsanft darauf gestoßen, daß die Ge-
werkschaften es mit einem Klassen-
kampf wie eh und je zu tun haben.
Nur haben sie es schwerer, weil einige
von denen, die ihre Interessen wahr-
nehmen sollten, wie die sozialdemo-
kratischen Minister Schiller und Leber,
auf der Gegenseite stehen.

Die Gewerkschaften müssen auf der
Hut und mit guten Argumenten ge-

rüstet sein, um unbeirrt die Interessen
der arbeitenden Bevölkerung vertre-
ten zu können. So war es richtig, daß
der DGB die Versuche Prof. Schillers,
ihn in eine einseitige „konzertierte
Aktion" zur Stabilisierung der Unter-
nehmergewinne durch Drosselung der
Arbeitnehmereinkommen einzubezie-
hen, mit der Erklärung abwehrte, daß
auch die „übrigen die Wirtschaft be-
einflussenden Kräfte“ beteiligt sein
müßten. Die Gewerkschaften können
sich nicht gefallen lassen, daß man
ihnen peu ä peu die Verantwortung
für die Wirtschaftsmisere zuschiebt und
so tut, als könne es schon morgen wie-
der aufwärts gehen, wenn nur die
Lohnforderungen nicht wären.

Der DGB sollte in dieser Situation,
gemeinsam mit allen Gewerkschaften,
in wirkungsvoller Weise der Öffent-
lichkeit und den eigenen Mitgliedern
alle jene Forderungen des Grundsatz-
programms unterbreiten und erläu-
tern, die geeignet gewesen wären,
Entlassungen, Kurzarbeit und alle üb-

rigen Krisenerscheinungen in der
Wirtschaft abzuwenden, hätte man sie
„höherenorts" befolgt. Es ist ferner
notwendig, endlich das Tabu der
Rüstungskosten zu brechen und in
aller Offenheit die Reduzierung dieser
wahnwitzigen Ausgaben zu fordern,
wie das von der IG Metall und der
IG Chemie-Papier-Keramik schon getan
wurde.

Der DGB und seine Gewerkschaften
würden so vor dem ganzen Volk de-
monstrieren, daß sie die größere Ver-
antwortung gegenüber der Nation auf-
bringen. Es wäre kaum möglich, sie in
der bisherigen Manier zu verketzern;
im Gegenteil, ihr Einfluß und Ver-
trauen bei den Arbeitnehmern und
den übrigen Bevölkerungsteilen könn-
te nur gewinnen. Und sie werden in
den bevorstehenden bzw. schon begon-
nenen härteren Auseinandersetzungen
mit den Vertretern des Kapitals Ge-
schlossenheit der eigenen Reihen und
Sympathie der Öffentlichkeit gebrau-
chen können. Gerd Siebert
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Betriebsräte müssen umdenken

Durch Nachgiebigkeit läßt sich kein Arbeitsplatz retten

Ständig Verbindung mit der Gewerkschaft halten

Die Arbeiter und Angestellten vieler Industriezweige hat eine tiefe Beunruhi-
gung erfaßt. Entlassungen und Kurzarbeit sind an der Tagesordnung. Selbst das
Rückgrat des Wirtschaftswunders, die Automobilindustrie, ist von der Depres-
sion nicht verschont geblieben. Die augenblickliche ungünstige Wirtschaftslage
wird nun von vielen Betriebsleitungen rücksichtslos ausgenutzt, um die in Zeiten
der Hochkonjunktur und des Arbeitskräftemangels erreichten sozialen Leistungen
in den Betrieben wieder rückgängig zu machen.

Ein bekannter Mannheimer Unterneh-
mer erklärte den Betriebsräten dazu:
Die Zeit, in der man von Menschlich-
keit sprach, sei vorbei. — Angeblich
reicht der Gewinn nicht mehr für über-
tarifliche Leistungen wie Fahrgeld-
zuschüsse usw., und schon gibt es die
ersten Fälle, daß Betriebsräte auf
Druck der Betriebsleitungen ihre Zu-
stimmung zu pauschalen Kürzungen
der Effektivlöhne geben.

Viele Betriebsräte und Gewerkschafts-
funktionäre, die bisher nur eine schnell
wachsende Wirtschaft kannten, stehen
jetzt vor einer neuen Lage, die zu
meistem sie erst lernen müssen. Kalt-
berechnend nutzen die Unternehmer
diese Situation aus. Einerseits ver-
suchen sie, die Arbeiterschaft zu ver-
wirren (das Boulevardblatt „Bild-
Zeitung" schrieb zum Beispiel, gewis-
sermaßen als Unternehmerparole: „Lie-
ber weniger Lohn, aber einen sicheren
Arbeitsplatz") und sie von der Ge-
werkschaft sowie den. Betriebsräten zu
trennen, aber andererseits zwingen sie
die Betriebsräte, sich an der Ausfüh-
rung sogenannter unvermeidlicher
Maßnahmen zu beteiligen. Dabei wird
dem Betriebsrat in der Regel nur ober-
flächliche Einsicht in die gegenwärtig
schlechte Geschäftslage gegeben, zur
Unterstützung des Argumentes, daß
der Betriebsrat die von der Geschäfts-
leitung vorgeschlagenen harten, aber
angeblich unvermeidbaren Maßnah-
men, die allein den Ruin des Unter-
nehmens abwenden könnten, mit ver-
antworte. Nicht selten wird der Be-
triebsrat aufgefordert, mitzuentschei-
den, wer seinen Arbeitsplatz aufgeben
muß, um „nach Möglichkeit soziale
Härten zu vermeiden".

Ein Betriebsrat, der es ernst meint mit
der Vertretung seiner Kollegen, darf
aber in keinem Fall die Verantwor-
tung für Entlassungen und den Abbau
sozialer Leistungen übernehmen. Die
Verantwortung für die augenblickliche
Situation trifft ganz allein die Unter-
nehmer und die Regierung. Sie liegt
in der maßlosen Gewinnsucht, dem
Verzicht auf jede Vorausplanung und
der Ablehnung der gewerkschaftlichen
Mitbestimmung durch die Unterneh-
mer sowie in der unverantwortlich
aufgeblähten Rüstung der Regierung.
Mitwirkung des Betriebsrates bei Ent-

lassungen und Lohnkürzungen kann
keinen Betrieb retten, sie ermöglicht
vielmehr die Fortführung der bisheri-
gen falschen Wirtschaftspolitik und
kann die Krise nur verschärfen. Sie
fördert nur die gefährliche Absicht
der Unternehmer, Betriebsrat, Gewerk-
schaft und Belegschaft gegeneinander
auszuspielen, dadurch, daß sie den
Betriebsrat als Büttel der Unterneh-
mensleitungen mißbrauchen. Jedes
Nachgeben des Betriebsrates gegen-
über derartigen Zumutungen ist falsch;
richtig allein ist die Ablehnung der-
artiger „Aufträge" und die offene Dis-
kussion mit den Kollegen in den Be-
triebsversammlungen, um den Ab-
wehrkampf gegen Entlassungen und
sozialen Abbau zu intensivieren. Wie
erfolgreich das sein kann, beweist der
Streik von 2000 Kollegen der Firma
Faber und Schleicher in Offenbach, der
den Abbau von Löhnen und Gehältern
verhinderte.

Vielfach macht sich in der Arbeiter-
schaft die Auffassung breit, in einer
Krise könne man nicht kämpfen. Das
ist genauso wenig richtig wie die Auf-
fassung, in der Konjunktur sei ein
Kampf nicht möglich, weil es dem Ar-
beiter relativ gut gehe. Man muß aber
überlegen, daß gerade in den Zeiten
wirtschaftlicher Flaute die Unterneh-
mer bemüht sind, alle damit verbun-
denen Lasten auf die Beschäftigten
abzuwälzen, Löhne zu kürzen und
Sozialeinrichtungen abzubauen. Aber
durch das Senken der Massenkaufkraft
wird letzten Endes die krisenhafte
Entwicklung verstärkt, und darum muß
gerade in diesen Zeilen besonders
hart um die Erhaltung des sozialen
Besitzstandes und um eine Erhöhung
der Löhne gekämpft werden.

Es sollte sich auch kein Arbeiter ein-
bilden, in diesen Zeiten könne man
durch Entgegenkommen und Nachgie-
bigkeit das Wohlwollen der Betriebs-
leitung sichern. Hier kann der ein-
zelne, auf sich allein gestellt, nichts
erreichen. In diesem Fall hilft nur die
Solidarität aller Kollegen. Und wenn
von 1000 Kollegen fünfzig entlassen
werden, dann ist nicht allein entschei-
dend, was die fünfzig tun, sondern die
restlichen 950: Schweigen sie in der
Hoffnung, dadurch ihren Arbeitsplatz
zu erhalten, dann sind nicht nur die
fünfzig draußen, sondern wahrschein-
lich kurze Zeit später die nächsten.
Setzen sie sich aber gegen die Ent-

lassung ihrer Arbeitskollegen durch,
so zwingen sie die GeschäftsleTOmg^
einen anderen Ausweg als die Frei-
setzung von Arbeitskräften zu finden.
Die Betriebsräte müssen sich auch
sehr davor hüten, auf den Wunsch der
Unternehmer hereinzufallen, unter
Ausschaltung der Gewerkschaft neue
Vereinbarungen zum Abbau sozialer
Leistungen zu schließen. Der Betriebs-
rat, der sich von seiner Gewerkschaft
trennt, steht auf verlorenem Posten.
Nur zusammen mit der Gewerkschaft
kann ein Anschlag der Unternehmer
auf die Taschen der Lohn- und Ge-
haltsempfänger abgewehrt werden.

H. W.

JiiiiiiiiiiHiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiuiiiin

Jahresbilanz
des DGB
Nadi den ersten Feststellungen desTa-
rifarchives des Deutschen Gewerk-
schaflsbundes betrugen die durch-
schniltlidien Lohn- und Gehaltser-
höhungen für rund 15 Millionen Ar-
beitnehmer im vergangenen Jahr sechs
Prozent. Für eine Million Arbeitneh-
mer ist 1966 die 40-Stunden-Woche be-
reits verwirklicht worden. Vom Januar
dieses Jahres an gilt die 40-Stunden-
Woche für 5,3 Millionen und damit er-
höht sich, wenn man die 41slündige
Arbeitswoche einbezieht, die Zahl der
Arbeiter und Angestellten, für die
diese Arbeitszeitverkürzungen in Frage
kommen, auf 7,3 Millionen. Das ist
fast die Hälfte aller tariffähigen Ar-
beitnehmer.

Erhebliche Erfolge haben die Gewerk-
schafen auch im Jahre 1966 bei ihren
Bemühungen um die Verlängerung des
Urlaubes und die Zahlung eines zu-
sätzlichen Urlaubsgeldes erzielt. In fast
50 Prozent aller Tarifverträge ist der
Endurlaub für Arbeiter (in der Regel
vom 30. Lebensjahr an) von 24 Werk-
tagen oder vier Wochen erreicht. In
den restlichen Verträgen beträgt der
Höchsturlaub 21 bis 23 Tage. Für rund
zwei Dritteil der Angestellten gilt be-
reits der vierwöchentliche Urlaub. Fast
7 Millionen Abeitnehmer erhalten zu-
sätzliches tarifliches UrlaubsgeJd. Au-
ßerdem wurden 1966 vermögensbil-
dende Tarifverträge neben der Bau-
wirtschaft auch für den Saarbergbau
vereinbart.

Weniger Erfolg hallen die Gewerk-
schaften mit den Schutzklauseln für
Arbeitnehmer, die infolge der Ratio-
nalisierung Lohneinbußen hinnehmen
mußten oder den Arbeitsplatz verloren
haben. Lediglich in der Stahlindustrie,
der Textilindustrie von Rheinland-
Pfalz und der Olmühlenindustrie von
Hamburg wurden 1966 entsprechende
Vertragsabschlüsse getätigt.
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Sozialisierung wäre die beste Lösung

IG Bergbau fordert Bergbau-Einheitsgesellschaft

Die privaten Kohlenkonzerne haben abgewirtschaftet

Der Hauptvorstand der IG Bergbau und Energie hat nochmals die Gründung
einer Bergbau-Einheitsgesellschaft gefordert und den Fraktionen des Bundes-
tages und NRW-Landtages sowie den Regierungen in Bonn und Düsseldorf
einen Gesetzentwurf zur Errichtung einer „Deutschen Ruhrkohlengesellschaft"
zugeleitet. Wie IGBE-Vorsitzender Arendt auf einer Pressekonferenz erklärte,
solle die Einheitsgesellschaft im Ruhrbergbau ein Modell für ähnliche Zusammen-
schlüsse in anderen Stein- und Braunkohlenrevieren werden und die Vorstufe
für eine „Deutsche Energie AG" bilden, die man den internationalen Ölmono-
polen entgegenstellen könne.

Der Gesetzentwurf der IG Bergbau
und Energie sieht vor, 22 Bergbau-
konzerne zu einer Ruhrkohlengesell-
schaft zusammenzuschließen. Dazu ge-
hören die Gewerkschaft Auguste Vic-
toria (Marl), Concordia Bergbau AG
(Oberhausen), Emscher Lippe Bergbau
AG (Datteln), Ewald Kohle AG (Reck-
linghausen) , Steinkohlenbergwerk
Friedrich Heinrich AG (Kamp-Lintfort),
Gelsenkirchener Bergwerk AG (Essen),
Hamborner Bergbau AG (Duisburg),
Friedrich Thyssen-Bergbau AG (Duis-
burg), Harpener Bergbau AG (Dort-
mund), Heinrich Bergbau AG (Essen),
Steinkohlenbergwerk Heinrich Robert
AG (Herringen), Hibernia AG (Herne),
Klöckner Bergbau AG (Castrop-Rauxel),
Bergbau AG Lothringen (Bochum),
Märkische Steinkohlen - Gewerkschaft
(Heessen), Monopol-Bergwerks-GmbH
(Kamen), Niederrheinische Bergwerks
AG (Düsseldorf), Rheinstahl Bergbau
AG (Essen), Rheinpreußen AG (Essen),
Steinkohlenbergwerke Mathias Stinnes
AG (Essen), Bergwerksgesellschaft
Walsum AG (Walsum) und Steinkoh-
lenbergwerk Westfalen AG (Ahlen).

Darunter befinden sich mit der Gel-
senkirchener Bergwerks AG und der
Hibernia AG ausgesprochene „Zebras",
d. h. Unternehmen, die gleichzeitig im
Kohle- wie auch im Ölgeschäft tätig
sind und von denen besonders die
GBAG in starkem Maße von den in-
ternationalen Ölmonopolen abhängt.
Von acht weiteren Konzernen soll nur
der Zechenbesitz der Einheitsgesell-
schaft angegliedert werden. Es handelt
sich hier um die Deutsche Erdöl AG
(Hamburg), Mannesmann AG (Düs-
seldorf), Hoesch AG (Dortmund), Hüt-
tenwerk Oberhausen AG (Oberhau-
sen) Ilseder Hütte (Peine), Friedrich
Krupp Hüttenwerke AG (Rheinhau-
sen), Ilseder Hütte (Peine), Friedrich
kirdien) und Vereinigte Elektrizitäts-
werke AG (Dortmund).

Die wirtschaftlichen Vorteile einer
Ruhrkohlengesellschaft sind unbestreit-
bar. Durch die Aufsprengung der alten
Feldergrenzen und Schaffung opti-
maler Betriebsgrößen, eine Förder-
programmierung unterBerücksichtigung
volkswirtschaftlicher Anforderungen,
den Einsatz moderner Abbaugeräte
und die Einrichtung einer Maschinen-
ausgleichsstelle, die zentrale Steue-
rung der Abteuf-, Vor- und Ausrich-

tungsarbeiten, die Intensivierung der
Bergbauforschung, eine sinnvolle und
gezielte Subventionspolitik und die
Konzentration des Kohleverkaufs
könnten die Gestehungskosten um
etwa 25 Prozent gesenkt werden.

In dem von der IGBE vorgelegten
Gesetzentwurf heißt es: Die Deutsche
Ruhrkohlengesellschaft hat im Inter-
esse des Gemeinwohls die Aufgabe,
den Steinkohlenbergbau in den Berei-
chen Düsseldorf, Arnsberg und Mün-
ster volks- und betriebswirtschaftlich
sinnvoll zu betreiben. — Ob die an-
gestrebte Einheitsgesellschaft aller-
dings nach dieser Zielsetzung verfah-
ren wird, erscheint zweifelhaft. Denn
nach dem Vorschlag des Gewerk-
schaftsvorslandes soll die Ruhrkohlen-
gesellschaft auf privatwirtschaftlicher
Grundlage betrieben werden. Der Ent-
wurf sei kein Sozialisierungsgesetz
und auch keine Vorstufe zur Sozia-
lisierung, sagte Walter Arendt. Viel-
mehr handele es sich um eine Neu-

Die Chemiearbeiter fordern in den
einzelnen Bezirken Lohnerhöhungen
zwischen 8,5 und 9 Prozent. Die Un-
ternehmer haben bislang jedoch kein
konkretes Angebot gemacht. Jedoch
zwei Dinge sind schon deutlich gewor-
den: Die schon früher vereinbarte Ar-
beitszeitverkürzung von 42Va auf 411/s
Stunden und die Erhöhung des zusätz-
lichen Urlaubsgeldes von 10 auf 12DM
je Urlaubstag, die am 1. Januar wirk-
sam wurden, sollen in dieser Lohn-
runde abermals angerechnet werden.
Es handelt sich um etwa 3,5 Prozent.
Andererseits verlangen die Arbeit-
geber die Anwendung einer Produk-
tivitätsleitlinie von 4 Prozent, die von
Lohnerhöhungen nicht überstiegen
werden dürfe. Daraus würde sich eine
Differenz für eine „Lohnerhöhung"
von 0,5 Prozent ergeben. Karl Küpper,

Ordnung der Struktur der bisherigen
Bergbaugesellschaften.

Das bedeutet: Die Aktionäre der bis-
herigen Einzelgewerkschaften werden
Aktionäre der neuen Einheitsgesell-
schaft nach Maßgabe des Wertes ihrer
Aktien. Aus der Tatsache, daß die
Macht der großen Konzerne auch künf-
tig ungeschmälert bleiben soll, er-
wächst unter anderem die Gefahr
neuer Zechenstillegungen. Auch die
neue Bundesregierung ist nämlich be-
reit, die von den Ruhrkonzemen ver-
folgte Politik des Gesundschrumpfens
mit Millionen DM an Stillegungsprä-
mien zu unterstützen. Das hat jetzt
den Unternehmensverband Ruhrberg-
bau veranlaßt, die Schließung von
nochmals 25 Schachtanlagen mit zu-
sammen 70 000 Bergarbeitern anzu-
kündigen.

Die IG Bergbau und Energie hat nach
neun Jahren unbewältigter Kohlen-
krise und der daraus resultierenden
Bankrotterklärung der privaten Berg-
bauntemehmer nicht den geringsten
Grund, für eine Zementierung der
gegenwärtigen Eigentumsverhältnisse
im Bergbau einzutreten. Sie steht vor
der Aufgabe, in einer neuen Ruhr-
kohlengesellschaft, die auf gemein-
wirtschaftlicher Basis betrieben wer-
den sollte, ein Mitbestimmungsrecht
durchzusetzen, das es den Vertretern
der Belegschaften erlaubt, in allen An-
gelegenheiten der Unternehmensiüh-
rung Entscheidungen im Interesse der
Volkswirtschaft und der im Bergbau
tätigen Arbeitnehmer zu treffen. Erst
unter diesen Umständen kann die Ein-
heitsgesellschaft zu einem Instrument
werden, das ausschließlich dem Ge-
meinwohl dient. G. B.

Zweiter Vorsitzender der IG Chemie,
fand dafür nur ein einziges Wort:
„Undiskutabel!"

Die Gewerkschaft vertritt die Auffas-
sung, daß — selbst wenn man die
Gutachterdaten berücksichtigen wür-
de — 4 Prozent angenommener Pro-
duktivitätszuwachs plus 3 Prozent
Geldentwertung allein schon eine
Lohn- und Gehaltsaufbesserung von
7 Prozent notwendig machen, wenn
man den Anteil der Arbeitnehmer am
Wirtschaftsertrag unverändert lassen
wolle. Küpper fügte hinzu: „Nicht
berücksichtigt ist außerdem, daß die
Chemie nach wie vor eine Wachs-
tumsindustrie ist, die ebenfalls nach
Meinung der Sachverständigen anders
zu sehen ist als die Fußkranken der
Wirtschaft. Die besseren Argumente
sind auch diesmal auf unserer Seite."

Zuspitzung in der chemischen Industrie

Seit Wochen herrscht in den wichtigsten Tarifbezirken der chemischen Industrie
für über 300 000 Beschäftigte der tariflose Zustand. Alle Verhandlungen mit den
Industriellen in Nordrhein, Rheinland-Pfalz, Hessen und Hamburg sind geschei-
tert. Auch die Schlichtungsversuche in Rheinland-Pfalz und Hessen verliefen
ergebnislos.
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Kein Konzept
Die Hoffnungen der IG Bergbau und
Energie und der Ruhrgebietsstädte,
nach der Regierungsumbildung in Bonn
und Düsseldorf werde es zu einer
Neuorientierung in der Energiepolitik
kommen, haben sich bislang nicht er-
füllt. Vor allem Bundeskanzler Kie-
singer machte in seiner Regierungs-
erklärung deutlich, daß auch das neue»
aus Unionsparteien und SPD gebildete
Kabinett keine auf die Sicherung der
nationalen Energievorräte ausgerich-
tete Politik zu verfolgen gedenkt.
Kiesinger hatte der nun schon neun
Jahre andauernden Kohlenkrise ganze
fünf Sätze gewidmet und von einem
„schwierigen Anpassungsprozeß" in
den Steinkohlenrevieren sowie von
„unvermeidbaren Zechenstillegungen"
gesprochen, um dann, wie sein Vor-
gänger Erhard, das unverbindliche
Versprechen abzugeben, die wirtschaft-
liche und soziale Zukunft der Men-
schen müsse durch die Ansiedlung von
Ersatzindustrien und andere Maßnah-
men gewährleistet werden.
Ebenso unverbindlich äußerte sich auch
der neue Ministerpräsident von Nord-
rhein-Westfalen, Heinz Kühn. Ohne
den von der SPD angekündigten
„Ruhr-Plan" vorzulegen, erklärte Kühn
zur Situation in der Montanindustrie,
„daß in größerem Umfang weitere
Freisetzungen von Berg- und Stahl-
irbeitem bevorstehen". Es sei fraglich,
)b bald Ersatzarbeitsplätze in der
nötigen Anzahl geschaffen werden
könnten. Die neue Landesregierung
werde zu erreichen versuchen, „daß
Zechenstillegungen nach Zeitpunkt,
Ort und Umfang so durchgeführt wer-
den, daß neue Arbeitsplätze zur Ver-
fügung stehen."
Ministerpräsident Heinz Kühn, der
noch vor seiner Wahl erklärt hatte:
„Die Sozialdemokraten haben ein kon-
struktives soziales und finanzielles
Programm für den Bergmann und den
Bergbau", mußte sich nach Abgabe
der Regierungserklärung von den der
CDU nahestehenden „Ruhrnachrichten"
sagen lassen: „Kühn hat bei seinen
Besuchen in Bonn, vor allem bei Wirt-
schaftsminister Schiller, erfahren müs-
sen, daß die Solidarität der Partei-
bücher enge Grenzen hat."
In dieser hämischen Bemerkung liegt
das Eingeständnis, daß die Bundes-
länder nach der Pfeife Bonns zu tan-
zen haben, wo Bundeskanzler Kiesin-
ger mit den SPD-Ministern als Junior-
partnern auch die Richtlinien der
Energiepolitik bestimmt. Unter die-
sem Gesichtspunkt sollte man auch die
jüngste Entscheidung von Bundeswirt-
schaftsminister Schiller sehen, der die
vom Bergbau geforderte zeitweise Be-
grenzung der Einfuhren von Roh- und
Heizöl sowie die Lizenzierung von
Raffinerieneubauten abgelehnt hat. Ein
Schritt also, der die internationalen
Olkonzerne geradezu ermutigt, ihren
gegen die westdeutsche Kohle gerich-
teten VerdrängungsWettbewerb fort-
zusetzen. -ner

Stahlindustrie weiter in der Krise

Entlassungen und Kurzarbeit greifen um sich

Vom „gewandelten” Unternehmertum keine Spur

Audi nach der Regierungsumbildung in Bonn und Düsseldorf halten die Schwie-
rigkeiten in der nordrhein-westfälischen Stahlindustrie an. Vor allem das Fehlen
von wirtschaftspolitischen Entsdieidungen hat im Dezember 1966 zu verstärkten
Drosselungsmaßnahmen geführt, die für die Beschäftigten der Hütten-, Slahl-
und Walzwerke neue Belastungen bedeuteten.

Ausgerechnet im Weihnachtsmonat
wurde die Stahlproduktion nochmals
eingeschränkt. Daran waren fast alle
Konzerne beteiligt, die entweder Kurz-
arbeit oder unbezahlte Zwangsferien
einführten. Hierbei handelt es sidi
unter anderem um die Hüttenwerke
Rheinhausen, das Gußstahlwerk Bo-
chumer Verein, die Stahlwerke Bochum,
die Rheinstahl Hüttenwerke, die
Klöckner-Werke und die Thyssen-
hütte.

Mit am härtesten betroffen wurden die
5500 der insgesamt 8300 Stahlarbeiter
des Bochumer Vereins, deren Arbeits-
zeit um weitere 2 Wochenstunden ver-
kürzt wurde, nachdem sie bereits im
Oktober auf 38 und teilweise sogar
auf 36 Stunden reduziert worden war.
Dadurch entstanden den Arbeitern
Lohnverluste von monatlich 150 DM.
Noch schwieriger war die Situation für
die Belegschaft des Westfälischen
Union-Werkes Hamm, wo die Arbeits-
zeit nur noch 32 Wochenstunden be-
trug.
Weitere Folgen der Stahlkrise sind
Umbesetzungen und Entlassungen.
Allein von September 1965 bis 1966
wurde die Zahl der Stahlarbeiter um
rund 12 500 oder um 5,3 Prozent ver-
ringert. Dabei hatten sich in diesem
Zeitraum in der eisenschaffenden In-
dustrie erst Anzeichen von Krisen-
erscheinungen bemerkbar gemacht. In-
zwischen sind neue Entlassungsaktio-
nen angelaufen, die das Ziel verfolgen,
im Rahmen der geplanten vier Stahl-
kontore nochmals mindestens 10 000
Arbeiter freizusetzen.

Kurzarbeit, Feierschichten, Lohnabbau
und Entlassungen in der Stahlindustrie
haben restlos die Mär der Unterneh-
mer und ihrer Apologeten in der Ge-
werkschaftsbewegung, wie beispiels-
weise Georg Leber, zerstört, wonach
sich die Kapitalisten gewandelt hätten
und somit eine vertrauensvolle Part-
nerschaft zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern möglich sei. Diese
These ist an der Stahlflaute zerplatzt
wie eine Seifenblase. Ubriggeblieben
ist das altvertraute Bild von den Kon-
zerngewaltigen, die rücksichtslos wie
eh und je die Folgen wirtschaftlicher
Schwierigkeiten auf die Arbeiter ab-
wälzen.

Die Stahlindustriellen trifft insbeson-
dere der Vorwurf, eine Planung und
Lenkung von Produktion und Investi-
tion abgelehnt zu haben, wodurch
Uberkapazitäten entstanden, die heute
nur bis zu 70 Prozent ausgelastet wer-

den und folglich in zunehmendem
Maße die Betriebsergebnisse belasten.
Bonn dagegen hat es bisher versäumt,
der Stahlindustrie mittel- und lang-
fristige Daten zu geben, an denen die
Hütten sich hätten orientieren können.
Noch nicht einmal kurzfristige Maß-
nahmen wurden von der Bundesregie-
rung eingeleitet. Dazu gehören unter
anderem die Erhöhung der Umsatzaus-
gleichssteuer im grenzüberschreitenden
Warenverkehr auf das Niveau der in-
ländischen Umsatzsteuerbelastung und
die Erstattung der Kostendifferenz,
die der westdeutschen Stahlindustrie
durch den Kokskohlenpreis gegenüber
dem Preis ausländischer Kohle ent-
steht.

Die rasche Verwirklichung dieser Maß-
nahmen in Verbindung mit der Auf-
hebung der Politik der Restriktionen
und einer sinnvollen Struktur- und
Regionalpolitik würde ohne Zweifel
die wirtschaftliche Lage der Stahl-
industrie bessern und auch dazu bei-
tragen, den Stahlarbeitern die größten
Sorgen abzunehmen. B.

Lohnrahmenfarifvertrag
für Eisen- und Stahlindustrie

Nadi jahrelangen Verhandlungen ist
für die Eisen- und Stahlindustrie des
Landes Nordrhein-Westfalen in der
Bundesrepublik ein eigener Lohn-
rahmen - Tarifvertrag abgeschlossen
worden. Bisher galt das Lohnrahmen-
Abkommen für die Metallindustrie in
Nordrhein-Westfalen sowohl für die
verarbeitenden Betriebe als auch für
die meisten Werke der Eisen- und
Stahlerzeugung.
Der neue Vertrag sieht zwei Möglich-
keiten der Lohnfindung vor, die streng
voneinander getrennt sind. Es kann
entweder ein Lohngruppensystem an-
gewendet werden oder ein System der
analytischen Arbeitsbewertung, das
von der IG Metall und dem Arbeit-
geberverband Eisen und Stahl eigens
entwickelt worden ist.

Eine Besonderheit des neuen Vertra-
ges ist die Zulagenregelung, durch die
die zusätzlichen Arbeitsschwierigkei-
ten berücksichtigt werden. Als höchst-
möglicher Zulagcbetrag ergeben sich
daraus zur Zeit 91 Pfennig. Eine wei-
tere Neuheit gegenüber der bisherigen
Praxis ist die Vereinbarung des Basis-
lohnes. Er setzt sich zusammen aus
dem Geldbetrag für die jeweilige
Lohngruppe und der Tarifzulage.
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„Stabilität“ auff Kosten de? Arbeiter

Zum sozialpolitischen Konzept der Großen Koalition

Aufgabe der Gewerkschaften: Neue Politik erzwingen

Wenn man vom Wortlaut der Regierungserklärung ausgeht, betrachtet es die
Große Koalition als ihre Hauptaufgabe, im Innern Wirtschaft und Finanzen
wieder in Ordnung zu bringen sowie Stabilität und Wachstum zu sichern. Diese
Ziele, so allgemein formuliert, können von jedem Gewerkschafter unterstützt
werden. Doch das Programm der neuen Koalitionsregierung zeigt, daß den Ur-
sachen der Zerrüttung der Staatsfinanzen und der wachsenden wirtschaftlichen
Unsicherheit nicht ernsthaft zu Leibe gegangen werden soll. Es enthält nicht den
geringsten Hinweis, daß Bundeskanzler Kiesinger und seine Minister den
wachsenden Ausgaben für Rüstungs- und Notstandsmaßnahmen, für die Auf-
rechterhaltung des von keinem mehr ernst genommenen „Alleinvertretungs-
anspruches", für die Unterstützung des amerikanischen Vietnamkrieges, um nur
einige zu nennen, ein Ende bereiten will. Desgleichen fehlt auch jedes Wort
über Maßnahmen der neuen Regierung für eine gerechtere Vermögensverteilung
oder die Ausdehnung der betrieblichen und überbetrieblichen Mitbestimmung.

Statt dessen fordern Kanzler Kiesin-
ger und sein Finanzminister Strauß
Opfer, zweifellos um die alte, ver-
fehlte Politik Bonns fortselzen zu
können. In seiner Regierungserklärung
verkündete Kiesinger: „Die notwen-
digen Einschränkungen und Belastun-
gen müssen möglichst gleichmäßig auf
alle Gruppen und Schichten des Vol-
kes verteilt werden." Wer aber dar-
aus schließen sollte, daß danach zu-
nächst einmal die Riesenprofite der
Konzerne und Monopole und die Rie-
senvermögen der Großaktionäre durch
drastische Steuern herangezogen wer-
den sollen, ist im Irrtum.

Die ersten Maßnahmen der Großen
Koalition belasten im Gegenteil ge-
rade jetzt diejenigen, die ohnehin
von der Hand in den Mund leben, die
Arbeiter, Angestellten und Beamten,
die kleinen Gewerbetreibenden und
die Rentner: Erhöht werden die Mine-
ralöl- und Tabaksteuern, gekürzt wird
die Kilometerpauschale für die Benut-
zung eines Kraftfahrzeuges auf dem
Weg zur Arbeitsstelle und die Zahlung
des sogenannten Pennälergehaltes;
die Zahlung des Mutterschaftsgeldes
wird auf 1969 verschoben, und die
Zuschüsse für den Wohnungsbau für
kinderreiche Familien, junge Ehepaare
und ältere Personen sowie die Zu-
schüsse für Familienzusatzdarlehen,
Altershilfe der Landwirte werden re-
duziert.

Abgesehen davon, daß die Lohn- und
Gehaltsempfänger den größten Teil
der indirekten Steuern (Verbrauch-
steuern) aufzubringen haben, kommt
aus ihren Lohntüten jetzt auch schon
ein hoher Anteil der Einkommensteuer
überhaupt. Während von 1959 bis 1965
die Bruttolohn- und Gehaltssumme um
85 Prozent gestiegen ist, erhöhten
sich die Lohnsteuereinnahmen in der
gleichen Zeil um 183 Prozent von 5,9
auf 6,7 Milliarden DM. Die Einnah-
men aus der veranlagten Einkommen-
steuer sind in dieser Zeit nur um
103 Prozent gestiegen. Der Anteil der
Lohnsteuer am Gesamtaufkommen der
Einkommensteuer erhöhte sich von

1959 bis 1965 von 30,8 auf 40,8 Pro-
zent.

Im Jahre 1966 hat sidi der Trend der
stärkeren steuerlichen Belastung der
Arbeitnehmer trotz des Steuerände-
rungsgesetzes 1964/65 fortgesetzt: Bei
einer durchschnittlichen Erhöhung der
Löhne und Gehälter um 6 Prozent
wurde die Erhöhung der Lohnsteuer-
einnahmen um 12 Prozent oder 2 Mil-
liarden DM veranschlagt und nach
neun Monaten mit 1,7 Milliarden DM
oder 15 Prozent sogar übertroffen.

Der Finanzbericht 1966 widerlegt auch
die stets wiederholte Behauptung, daß
steigende Sozialleistungen die Bun-
desfinanzen zerrüttet hätten. Von 1955
bis 1965 sind die Gesamtausgaben für
Sozialleistungen jedoch nur um 100,
die für den Wohnungsbau um nur
93 Prozent gestiegen. Gerade bei den So-
zialleislungen und der Förderung des

Nach anfänglichen partiellen Schwie-
rigkeiten in der Automobilindustrie der
Bundesrepublik hat die krisenhafte
Entwicklung nunmehr alle Autoher-
steller und große Bereiche der Zuliefe-
rerinduslrie erfaßt. Nach Zwangsferien
zwischen Weihnaditen und Neujahr
ist, wie bei VW und Auto-Union, in
den meisten Unternehmen bis in den
März hinein für jeden Monat Kurz-
arbeit angesagl. Zum Teil werden wei-
tere Zwangsferien angeordnet. Die
Verdienstausfälle von mehreren hun-
derttausend Automobilarbeitern sind
erheblich.

Es ist der Autoindustrie gelungen, mit
beginnendem Rückgang des Inlandab-
satzes die Exporte wesentlich zu stei-
gern; sonst wäre der Einschnitt in die
Beschäfligungs- und Absatzlage noch
sehr viel tiefer gewesen. Betrug der
Exportanteil an der Gesamtproduktion
von Januar bis Oktober 1966 52,5 Pro-
zent, so stieg er im November sprung-

Wohnungsbaus aber wollen Strauß
und Kiesinger noch drastischer als
Erhard den Rotstift ansetzen.

In der am 8. Januar 1965 veröffent-
lichten „Erklärung der SPD-Regie-
rungsmannschaft" wurde unter den
Titeln „Gemeinschaftsaufgabe Ge-
sundheit" und „Gemeinschaftsaufgabe
Soziale Sicherheit" eine ganze Reihe
konkreter Aufgaben für eine sozial-
demokratische Regierungstätigkeit auf
diesen Gebieten genannt:

Die Überwindung der hohen Mütter-
und Säuglingssterblichkeit, Frühinva-
lidität und Unfallhäuügkeit in der
Bundesrepublik; keine zusätzliche
Kostenbeteiligung in der Kranken-
versicherung; ein gerechter Familien-
lastenausgleich; soziale Steuerung der
Automation und Rationalisierung;
eine allgemeine Volksversicherung;
bessere gesundheitliche Betreuung der
alten Menschen; Weiterentwicklung
der Kriegsopferversorgung, so „daß
sie der Größe des Opfers an Leben
und Gesundheit gerecht wird“; ein
soziales Wohnrecht und die Förde-
rung des Wohnungsbaus. Ein Plan für
die allgemeine Volksversicherung mit
Einführung einer Mindestrente wurde
von der SPD vor der Bundestagswahl
1965 veröffentlicht.

In dem 8-Punkte'-Programm der SPD-
Führung für die Koalitionsverhand-
lungen vermißte man bereits eine so
konkrete soziale Aufgabenstellung. In
der von Kiesinger vorgetragenen
Regierungserklärung der Großen Ko-
alition aber ist davon erst recht nichts
mehr zu spüren. Hier ist soziale De-
montage Trumpf! So wurde die Redu-
zierung der Rentendynamik angekün-
digt. Die Rentenversicherungsbeiträge
sollen erhöht und Gelder der Renten-

haft auf 63,8 Prozent. Diese Auswei-
tung reichte jedoch nicht, um die Pro-
duktion zu halten. Sie verringerte sich
im November gegenüber Oktober um
5.3 Prozent. Insgesamt ergibt sich ge-
genüber 1965 in den ersten elf Mona-
ten des Jahres 1966 noch ein Plus von
4 Prozent.

Von den Absatzschwierigkeiten in der
Automobilindustrie ist besonders die
Reifenindustrie stark in Mitleiden-
schaft gezogen. Nachdem schon zwi-
schen Weihnachten und Neujahr die
Produktion eingeschränkt worden war,
haben alle großen Reifenproduzenten
der Bundesrepublik auch für Januar
Zwangsurlaub bzw. Kurzarbeit ange-
setzt.

Uber gleiche Erscheinungen klagen
auch die Hersteller von Autoschlossern
und Beschlägen, deren Fachverband für
die nächsten Monate ebenfalls Kurz-
arbeit angekündigt hat.

Nun kriselt auch die Autoindustrie
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und Arbeitslosenversicherung für den
Bundeshaushalt in noch größerem Um-
fang mobilisiert werden. Zwar wur-
den die Kriegsopferrenten in nur un-
zulänglicher Weise mit dem schon von
der Erhardregierung vorbereiteten
3. Neuordnungsgesetz erhöht, in der
Regierungserklärung heißt es aber zu-
gleich: „Die Gesetzgebung über die
Abwicklung von Kriegs- und Nach-
kriegsfolgen sollte abgeschlossen wer-
den." Das heißt, eine weitere grund-
legende Verbesserung der Versorgung
der Kriegs- wie auch der NS-Verfol-
gungsopfer ist damit von der Regie-
rung der Großen Koalition abge-
schrieben.

Zwar hat der neue Wohnungsbau-
minister der SPD, Lauritzen, davon
gesprochen, daß der Wohnungsbau
Vorrang behalten soll, daß die Lücke-
gesetze in einigen wenigen weißen
Kreisen noch nicht zum 1. Januar 1967,
sondern zwei Jahre später in Kraft
treten und am Mietrecht Verbesse-
rungen vorgenommen werden sollen.
Doch fest steht, daß in diesem Jahr
weniger und teurere Wohnungen als
im letzten Jahr gebaut werden und
die Mieten auch für die bis 1956 öf-
fentlich geförderten Wohnungen durch
Erhöhung der Tilgungsraten für die
Darlehen steigen.

Finanzminister Strauß hat angekün-
digt, daß noch 3,3 Milliarden DM in
diesem Jahr eingespart oder einge-
trieben werden müssen, um den Bun-
deshaushalt auszugleichen. Das heißt,
daß der „kleine Mann" die Zeche
bezahlen soll für eine gefährliche
Großmachtpolitik, die derselbe Strauß,
der heute als Finanzminister das Volk
zu Opfern auffordert, als Bundesver-
teidigungsminister unter Adenauer
maßgeblich mitbestimmt hat. Die Ver-
antwortung der Gewerkschaften für
die Abwehr dieser „Roßkur" auf Ko-
sten des arbeitenden Volkes ist nach
Bildung der Großen Koalition nicht
geringer, sondern eher noch größer
geworden.

Wird die Politik der Großen Koalition
nach den Grundsätzen geführt, die
heute schon erkennbar sind, sind alle
Ziele, die sich der Deutsche Gewerk-
schaftsbund im Grundsatz- und Ak-
tionsprogramm gesetzt hat, in Frage
gestellt. Sozialer Fortschritt und die
Ausweitung demokratischer Rechte für
die Lohn- und Gehaltsempfänger sind
die Alternative zu einer Politik maß-
loser Rüstung und unangetasteter Vor-
rechte für die Banken- und Industrie-
konzerne. Strauß, Kiesinger, Wehner
und Schiller wollen offensichtlich an
der bisherigen Politik nichts Grund-
sätzliches verändern. Das zu bewirken
bleibt Aufgabe der Gewerkschaften
im Bunde mit den übrigen Notstands-
und Rüstungsgegnern in unserem
Lande. A. Böpple

Die großen Vermögen heranziehen!

Staatliche Umverteilung zugunsten der Unternehmer

Wie eine gerechte Finanzreform aussehen müßte...

Zu den dringendsten Aufgaben der neuen Bundesregierung gehört zweifellos
die Ordnung der staatlichen Finanzen. Ohne grundlegende Maßnahmen auf
diesem Gebiet ist mit Haushaltsdefiziten zu rechnen, die nach Ansicht der
Finanzexperten bis 1970 die stattliche Höhe von 10 Milliarden DM erreichen.
Aber die Bedeutung dieses Problems ist nicht allein durch die Höhe der Haus-
haltsdefizite gekennzeichnet.

Etwa 40 Prozent des Bruttosozialpro-
duktes der Bundesrepublik werden
gegenwärtig durch den Staat (Bund,
Länder, Gemeinden und vom Staat
kontrollierte Institutionen) umverteilt.
Die Tätigkeit des Staates hat damit
riesige Auswirkungen auf die gesamte
Entwicklung der Wirtschaft. Wenn
also Maßnahmen im Bereich staat-
licher Finanzpolitik heute dringend er-
forderlich sind, ist es von größter
Wichtigkeit für die gesamte Bevölke-
rung der Bundesrepublik, welche
Maßnahmen ergriffen werden sollen.

Um den Staatshaushalt in Ordnung zu
bringen, kann man seine Einnahmen
erhöhen und/oder seine Ausgaben
senken. Mit Steuererhöhungen ist in-
zwischen schon der Anfang gemacht
worden, und notwendige Reduzierun-
gen der Staatsausgaben sind im Ge-
spräch. Zur Beurteilung dieser Proble-
matik muß man sich mit der bisheri-
gen Entwicklung der Staatsfinanzen
beschäftigen. Sie zeigt dem Betrachter
einige sehr interessante und für den
anzustrebenden finanzpolitischen Kurs
bedeutungsvolle Tendenzen, die in
dem von der Bundesregierung heraus-
gebenen Blatt „Wirtschaft und Sta-
tistik" 10/1966 nachzulesen sind.

Danach sind von 1960 bis 1965 die
Einnahmen des Staates (Bund, Länder,
Gemeinden und Sozialversicherung)
von 102 auf 156 Milliarden DM oder
um 53 Prozent, angestiegen. Die Ein-
nahmen, die von den Unternehmern
an den Staat abgeführt wurden, stiegen
dabei um 44 Prozent, während jene,
die aus den privaten Haushaltungen
flössen, sich um 62 Prozent erhöhten.
Dabei ist zu beachten, daß der Beitrag,
den die Unternehmungen zu den
Staatseinnahmen leisteten, zum größ-
ten Teil auf das Konto der indirekten
Steuern angerechnet werden muß.
Diese werden zwar von den Unter-
nehmen an den Staat geleistet, aber
bezahlt werden sie von den Verbrau-
chern, weil sie ja völlig legal dem
Preis, den der Konsument zu zahlen
hat, zugeschlagen werden. Die direk-
ten Steuern der Unternehmen stiegen
von 1960 bis 1965 nur von 8,2 auf 10,4
Milliarden DM, das heißt um 26 Pro-
zent. Dagegen erfolgte die Steigerung
der direkten Steuern, die die privaten
Haushalte zu zahlen hatten, in der 

gleichen Zeit von 20,2 Milliarden auf
35,7 Milliarden DM, das heißt um nicht
weniger als 77 Prozent.

Die Lehre, die sich hieraus für einen
Finanzminister ergibt, wäre, daß Steuer-
erhöhungen, wenn sie schon unumgäng-
lich sein sollten, in erster Linie zu
Lasten der Unternehmer gehen müß-
ten, und zwar zu Lasten der direkten,
also der Einkommens-und Vermögens-
steuern.

Ebenso interessant wie die Einnah-
men- ist auch die Ausgabenseite des
Staatshaushaltes. In diesem Zusam-
menhang besonders die Frage, welche
Beträge Unternehmungen und private
Haushalte, die den Staat finanzieren,
im Rahmen der Umverteilung zurück-
erhalten. Die vom Staat in diesem
Rahmen geleisteten Übertragungen
stiegen von 1960 bis 1965 von 47,2
auf 76,4 Milliarden DM, das heißt um
62 Prozent. Die Übertragungen an Un-
ternehmen, und zwar in erster Linie
in Form von Subventionen, erhöhten
sich aber um 105 Prozent, während
die Übertragungen an private Haus-
halte — hier vor allem als Leistungen
der Sozialversicherung — nur um 69
Prozent gestiegen sind. Daraus ergibt
sich, daß der Anteil, den die Unter-
nehmer und Unternehmen zu den Ein-
nahmen des Staates leisten, sich ver-
mindert, während der Anteil an den
Zuwendungen des Staates steigt. Und
beides zu Lasten der privaten Haus-
halte, die fast ausschließlich Haushalte
der Lohn- und Gehaltsempfänger und
der Rentner sind.

Um den Etat in Ordnung zu bringen,
muß der Staat vor allem bei seinen
eigenen Ausgaben sparen. Und das
wäre durchaus möglich, denn schon
eine Reduzierung des Rüstungsaufwan-
des auf den Stand von 1962 würde
die Lasten des Staatshaushaltes um
rund 3 Milliarden DM verringern. Das
ist der einzig vernünftige Ausweg aus
der Finanzkrise der Bundesrepublik
und würde dem noch ungedeckten De-
fizit für 1967 entsprechen. Eine grö-
ßere Belastung der Arbeitnehmerhaus-
halte aber, sei es als Folge von Steuer-
erhöhungen oder durch Einschränkun-
gen des Sozialetats, ist völlig undis-
kutabel und muß auf den härtesten
Widerstand der Gewerkschaften sto-
ßen- Dr. Tu.
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Frauen noch immer benachteiligt

Kritische Anmerkungen zum Regierungsbericht über die

Situation der Frau in Beruf, Familie und Gesellschaft

Von der veränderten Situation der Frauen in unserer Gesellschaft war schon
viel Spekulatives gesagt worden, ehe vor Jahren — im Dezember 1962 — die
SPD im Bundestag den Antrag stellte, in einer Enquete dieser Situation von
nahezu 30 Millionen Frauen und damit des größten Teils der Bevölkerung nach-
zugehen und Tatsachen aufzuspüren, um aus dem Dilemma der Vermutungen
und Verallgemeinerungen herauszukommen. Doch wurde es April 1963, bevor
man der SPD-Abgeordneten Käthe Strobel das Wort erteilte, um den Antrag
vor den Parlamentariern eingehend zu begründen.

Das Anliegen war klar: Es ging dar-
um, die Folgen der umfangreicheren
weiblichen Berufstätigkeit ins rechte
Licht zu rücken, Vorurteile klarer zu
erkennen und die Probleme mit kon-
kreten Daten sichtbar zu machen. Aber
es dauerte wiederum drei Jahre, bis
endlich im September 1966 der erste
umfangreiche Bericht fertiggestellt
wurde.

In der 641 Seilen starken Parlaments-
drucksache V/909 wird nun der Öffent-
lichkeit ein interpretiertes statistisches
Zahlenmaterial vorgelegt, das die
augenblickliche Situation der Frauen
in Beruf, Familie und Gesellschaft auf-
zeigt. Es ist leider noch nicht mehr
geschehen, und so wartet man weiter
auf die eigentliche Enquete, das heißt
auf Schlußfolgerungen, die aus dem
derzeitigen Zustand gezogen werden
müssen.

An einigen Stellen im Bericht finden
sich Flinweise auf bereits begonnene
Untersuchungen und Studien, die wei-
teres detailliertes Material erarbeiten
sollen, so z. B. die Auswertung einer
Wohnungsstichprobe über die Wohn-
verhältnisse der Frauen, Untersuchun-
gen im Rahmen der OECD zur Wieder-
eingliederung von Frauen in den Beruf
nach der zweiten Lebensphase, eine
Untersuchung über spezielle Probleme
der Mädchenbildung, Forschungsauf-
träge im Rahmen der Gesundheits-
pflege, und hier besonders die Ein-
stellung der Frau zur sportlichen Be-
tätigung. Darüber hinaus aber regt
das Gesamtmaterial zu einer Reihe
von Fragen an, die hoffentlich ebenso
einer gründlichen Klärung durch For-
schungsauflräge etc. zugeführt werden.

Der Text im Kommentar läßt die Ver-
mutung zu, daß gelegentlich ideo-
logisch gefärbte Begründungen bevor-
zugt aufgenommen wurden, wobei un-
klar bleibt, ob sich der Kommentator
seiner Ideologie bewußt war. Die Vor-
stellungen vom „Wesen der Frau*1
können sich schwer von jenem Leit-
bild trennen, das von den berühmten
drei K's — Kinder, Küche, Kirche —
umschrieben wird und dessen moder-
ner Wandel sich unter Hinzufügung
von zwei weiteren K's, nämlich Klei-
der und Kosmetik, zu erschöpfen
scheint.

Der Bericht der Bundesregierung be-
ginnt dann auch sinnigerweise mit den

Eheaussichten der Frau, der sozialen
und rechtlichen Stellung der Hausfrau
und Mutter, um dann über die Lei-
stungen der Hausfrauen zu folgendem
Schluß zu kommen: „Vergleicht man
die 52 Milliarden Arbeitsstunden im
Haushalt (bei Unterstellung von 60
Wochenarbeitsstunden für einen Mehr-
Personen-Haushalt!) mit der Zahl der
in den Wirtschaftsbereichen geleiste-
ten Arbeitsstunden von insgesamt 65
Milliarden pro Jahr, so läßt sich die
Bedeutung erkennen, die der Haus-
arbeit in einer wirtschaftlichen Be-
trachtung beizumessen ist."

Wieso? kann man da nur fragen. So
global kann der Kommentar doch wohl
nicht stimmen. Jedenfalls kann eine
berufstätige Frau für ihren Vier-Per-
sonen-Haushalt in der Woche 60 Stun-
den wohl kaum aufwenden.

Zu dem Thema Erwerbsarbeit der
Frauen wird zum Problem der Gleich-
stellung in den Tarifverträgen folgen-
des behauptet: „... Es läßt sich fest-
stellen, daß es heute Unterschiede im
Tariflohn in den Fällen, in denen Män-
ner und Frauen die gleiche Arbeit
ausführen, ... nicht mehr gibt." Diese
Feststellung ist falsch, ebenso wie die
nächste, die behauptet, daß die „So-
zialpartner" durch gemeinsame Be-
mühungen in der Gleichbehandlungs-
frage beträchtliche Fortschritte erzielt
hätten. Zum Beweis wird die Statistik
bemüht: „Von 1956 bis Oktober 1965"
— so der Bericht — „stiegen die tarif-
lichen Löhne der Männer um 86,5 Pro-
zent, die der Frauen um 102,4 Prozent
und damit beträchtlich stärker als die
der Männer."

Wie irreführend gerade diese letzte
Aussage ist, läßt sich erkennen, wenn
man einen Blick auf die erläuternde
Anhangtabelle „Erwerbsarbeit" des
Berichtes wirft. Dort heißt es in abso-
luten Zahlen wie folgt:

Bruttostundenverdiensle der Männer:
1956 = 2,23 DM und 1964 = 4,28 DM

Bruttostundenverdienste der Frauen:
1956 = 1,37 DM und 1965 = 2,89 DM

Das bedeutet bei den Männern eine
durchschnittliche Erhöhung um 2,05
DM, bei den Frauen aber nur um 1,52
DM. Sie erhielten damit nur 75Prozent
von der Lohnerhöhung der Männer.
So wäre die Statistik wohl besser und
wahrheitsgetreuer interpretiert worden 

als bei dem Jonglieren mit Prozenten.
Der Abstand zwischen Männer und
Frauenlöhnen hat sich in Heller und
Pfennig vergrößert und nicht etwa
vermindert.

Bei den Bruttogehältem der Ange-
stellten ist es ähnlich. Die Gehälter
der Männer stiegen in der gleichen
Zeit um 386 DM an, die der Frauen
aber nur um 245 DM, was genau 63,5
Prozent der männlichen Gehaltsauf-
besserung bedeutet. Trotzdem liest
man als Fußnote zu dieser Tabelle:
„... sind sowohl die Verdienste der
Arbeiterinnen als auch die der weib-
lichen Angestellten in den vergange-
nen Jahren merklich stärker gestiegen
als die der Männer." Angesichts sol-
cher statistischer Zaubertricks muß
man gegenüber dem Aussagewert der
Kommentare sehr, sehr vorsichtig
sein.

Die Ausführungen des Regierungs-
berichtes über die Bildung und Aus-
bildung der Frau bestätigen auf jeder
Seite den Notstand, der sich aus jener
nebulösen Vorstellung vom Wesen
und „So-sein" der Frau ergibt. Zur
Entlarvung des wirkenden Vorurteils
trägt der Bericht nicht gerade bei,
wenn nach der Feststellung, daß Mäd-
chen bevorzugt die Realschule be-
suchen (41,4 Prozent der Schülerschaft,
aber nur 9,6 Prozent aller Mädchen!)
die Begründung erfolgt: Die Bevor-
zugung dieses Schultyps „beruht dar-
auf, daß dieser Schultyp ... Zugang
zu Berufen ermöglicht, die für Mäd-
chen Lebensberufe darstellen können...
und wegen der nicht zu langen Aus-
bildung noch einige Jahre Berufstätig-
keit vor der Eheschließung erlauben.
Außerdem handelt es sich hier viel-
fach um traditionelle Frauenberufe,
. .. die nicht nur der Begabung und
Neigung vieler Mädchen entsprechen,
sondern auch für die künftigen Auf-
gaben in der Familie wertvolle Kennt-
nisse und Fertigkeiten vermitteln."

Diese Begründung macht deutlich, daß
der Kommentator in der Ideologie der
„Versorgungsehe" befangen ist. Als
ob das Berufsleben in der Ehe wirk-
lich aufhört. Dabei gibt es immermehr
junge Mädchen, die den Wunsch haben,
zu studieren, und damit in den Augen
des Berichterstatters offensichtlich zu-
wenig für ihre „künftige Aufgabe" als
Hausfrau und Mutter tun. Diese Vor-
stellung steht dem Bemühen um die
Entwicklung demokratischer Eigen-
schaften diametral gegenüber, ebenso
wie dem notwendigen politischen En-
gagement der Frauen und ihrem Auf-
treten in der Öffentlichkeit.

Der Bericht der Bundesregierung zeigt
viele Unebenheiten, aber er wird auf
diese Weise zur wertvollen Arbeits-
und Diskussionsgrundlage. Er macht
aber außerdem klar, daß es der Eman-
zipation von Frauen und Männern
bedarf, will man in der Industrie-
gesellschaft die Spannungen in erträg-
lichen Grenzen halten und die sozia-
len Probleme in ihrer wirklichen Größe
und in ihrem Umfang erkennen.

E. Bode
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DDR: Mehr Mitbestimmung für FDGB

Die wesentlichen Ergänzungen des Gesetzbuches der Arbeit

Gewerkschaftliches Machtwort bei der Wirtschaftsplanung

Nicht selten,wenn in der Bundesrepublik vom „Gesetzbuch der Arbeit" der DDR
die Rede ist, geschieht das jenseits von Sadiverstand und Wahrheit. Man sollte
allen, die zu diesem Gesetz etwas sagen möchten oder müssen, empfehlen, es
vorher wenigstens zu lesen. Die alte Faustregel, wonach etwas negativ zu sein
hat, weil es in der DDR geschieht (gewissermaßen als Gegenstück zur Oppor-
lunitätsregel der ersten zehn Nachkriegsjahre, wonach alles prima war, was aus
USA kam), diese Regel reicht heute nicht mehr aus. So hat der Zeitungleser und
Rundfunkhörer in der Bundesrepublik über das im November 1966 von der
Volkskammer beschlossene „Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des
Gesetzbuches der Arbeit der Deutschen Demokratischen Republik" im allgemei-
nen nur erfahren, daß es die „Vormachtstellung der SED festigen" soll usw.
Allenfalls, wenn es einem Kommentator geboten erschien, auch noch in die
Details zu gehen, folgte ein kurzer Hinweis auf die Beschaffenheit der neu ein-
zurichtenden „Produktionskomitees" und der „Gesellschaftlichen Räte". Und
dann war Dunkelheit. Aber die zweite Ergänzungsnovelle zum Arbeitsgesetz-
buch ist es wert, genauer interpretiert zu werden.

Als „wichtige Form der Mitwirkung
der Werktätigen an der Leitung des
Betriebes" bezeichnet in § 17 das Ge-
setzbuch der Arbeit in der Fassung
vom 15. Mai 1963 die „Ständigen Pro-
duktionsberatungen". So nennen sich
in den Betrieben der DDR gewählte
Organe der Betriebsgewerkschafts-
organisation, deren Aufgabe es ist, bei
der Ausarbeitung, Erfüllung und Kon-
rolle der betrieblichen Produktions-
läne sowie bei der zweckmäßigsten
)rganisierung der Produktion mitzu-
.virken. Die Betriebsleitungen sind
ihnen auskunfts- und rechenschafts-
pflichtig. Diese „Ständigen Produk-
tionsberatungen" gibt es in allen mitt-
leren und großen volkseigenen und
privaten Betrieben.

Die jetzt beschlossene Ergänzung des
Arbeitsgesetzbuches siehjt in den volks-
wirtschaftlich wichtigsten Großbetrie-
ben die Einrichtung sogenannter „Pro-
duktionskomitees" vor. Diese unter-
scheiden sich von den „Ständigen Pro-
duktionsberatungen" in zweifacher
Hinsicht: Ihr Aufgabenbereich geht
über den der „Ständigen Produktions-
beratungen" wesentlich hinaus und er-
streckt sich auf die Koordinierung der
wirtschaftlichen Tätigkeit mit den ge-
sellschaftlichen Erfordernissen, auf Fra-
gen der betrieblichen Kooperationsbe-
ziehungen, der Perspektive des Wer-
kes und der Produktion sowie auf die
Personalpolitik, die sich aus der Per-
spektivplanung ergibt. Zum andern
sind die „Produktionskomitees" als
„gesellschaftliches Organ der bewuß-
ten und schöpferischen Teilnahme der
Werktätigen an der Verwirklichung
des neuen ökonomischen Systems der
Planung und Leitung" gedacht. Diese
Gremien, die in der VollveTsammlung
der Betriebsgewerkschaftsorganisation
zu wählen sind, sollen sich aus qualifi-
zierten Kräften der Betriebsleitung und
der Belegschaft zusammensetzen, wo-
bei darauf geachtet werden muß, daß
alle im Betrieb wirkenden gesellschaft-
lichen Organisationen wie SED, Ge-
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werkschaften, FDJ, Demokratischer
Frauenbund und andere vertreten sind.

Nach dem neu eingefügten § 10 a des
Arbeitsgesetzbuches ist es ein Anliegen
des „Produktionskomitees", „daß die
entscheidenden Fragen des Betriebes
kollektiv beraten werden und der Be-
triebsleiter auf dieser Grundlage wis-
senschaftlich begründete Entscheidun-
gen treffen kann". Offensichtlich han-
delt es sich hier um ein Organ gesell-
schaftlicher (nicht nur gewerkschaftli-
cher) Mitbestimmung im Betrieb. Da-
bei ist die Regel, daß die SED-Betriebs-
gruppc den Vorsitzenden und die Ge-
werkschaft den stellvertretenden Vor-
sitzenden stellt.

Eine weitere Neuerung ist die nach
§ 4 a des Arbeitsgesetzbuches vorzu-
nehmende Bildung von „Gesellschaft-
lichen Räten" bei den Vereinigungen
Volkseigener Betriebe (WB). Die
WB ist gewissermaßen der Dachver-
band, die Leitungsspitze der erfaßten
volkseigenen Betriebe einer Wirt-
schaf tsb ran ehe. Nach dem Gesetz un-
terstützt und kontrolliert der „Gesell-
schaftliche Rat" „den Generaldirektor
der VVB bei der Erfüllung der ihm
gestellten Aufgaben und berät ihn bei
der Herbeiführung volkswirtschaftlich
wichtiger Entscheidungen". Auf diese
Weise soll besser gewährleistet wer-
den, daß die gesellschaftlichen Inter-
essen bei der Produktion gebührend
berücksichtigt werden.

Mit Hilfe solcher Einrichtungen kann
es in der DDR, wenn sie entsprechend
ihrer Zweckbestimmung arbeiten, und
abgesehen von den grundsätzlich an-
deren Besitz- und Interessenverhält-
nissen, nicht zu solchen Erscheinun-
gen, wie etwa im bundesdeutschen
Kohlenbergbau, kommen. Der Vor-
sitzende des „Gesellschaftlichen Rates"
darf in keinem Unterordnungs- oder
ZugehörigkeitsverhäJtnis zur VVB-
Generaldirektion stehen. Die Mitglie-
der des Rates sollen den verschiede-
nen Organiationen angehören und als
solche Persönlichkeiten sein, „die die
Probleme des Industriezweiges vom

Gesichtspunkt der Interessen der ge-
samten Gesellschaft beurteilen und,
davon ausgehend, die Tätigkeit der
WB aktiv beeinflussen können".

Praktisch dürfte es sidi bei dem „Ge-
sellschaftlichen Rat“ um ein Organ
handeln, das die Aufgaben des „Pro-
duktionskomitees" auf höherer Ebene
wahrnimml. Wenn man so will, bietet
sich 'ein entfernter Vergleich mit dem
in staatlichen Betrieben Großbritan-
niens üblichen „Drei-Säulen"-Kontroll-
organ an, das sich dort aus Repräsen-
tanten des Managements, der Gewerk-
chaften und der Verbaucher zusam-
mensetzt.

Eine dritte Ergänzung des Gesetz-
buches der Arbeit, die insbesondere
die Einflußnahme der Gewerkschaften
auf die Gesamtwirtschaft stärkt, be-
trifft die Ausarbeitung und endgültige
Formulierung der betrieblichen und
Volkswirtschaftspläne. Hatten der
FDGB und seine Gewerkschaften schon
nach der alten Fassung des Arbeitsge-
setzbuches das Recht, an der Ausarbei-
tung der Perspektiv- und Jahrespläne
teilzunehmen, Vorschläge zu unter-
breiten und bei der Weiterleitung der
betrieblichen Planentwürfe an die
übergeordneten Organe eine Stellung-
nahme der BGL bzw. der Vertrauens-
leutevollversammlung anzufügen, so
sieht die Neufassung dieses Paragra-
phen vor, daß sie künftig auch an der
Verteidigung des Planentwurfs bei der
jeweils übergeordneten Stelle teilneh-
men dürfen. Die Verteidigung oder
Rechtfertigung beispielsweise des be-
trieblichen Planentwurfs, der in mo-
natelanger Diskussion mit der Beleg-
schaft erarbeitet wird, erfolgt vor der
übergeordneten Wirtschaftsleitung;
das ist in der Regel die Generaldirek-
tion der VVB oder die Plankommission
des Rats des Kreises.

Künftig kann ein Wirlschaflsplan nicht
mehr ohne Zustimmung der Gewerk-
schaften beschlossen werden. Diese
Billigung ist auf allen Ebenen, vom Be-
trieb über die VVB oder den Kreis
bzw. Bezirk bis hinauf zur zentralen
Plankommission der DDR - Regierung
erforderlich. Ausdrücklich heißt es jetzt
in § 5, Abs. 2, Arbeitsgesetzbuch: „Die
staatliche Plankommission ist ver-
pflichtet, dem Bundesvorstand des
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes
den Entwurf des Volkswirtschafts-
planes zur Beratung und Stellung-
nahme vorzulegen."

Die Betriebsleiter müssen Vorschläge
aus der Belegschaft, die -bei der Aus-
arbeitung der Pläne gemacht werden,
berücksichtigen. Wo das nicht möglich
ist, so verfügt eine neue Bestimmung
des Gesetzes, muß den betreffenden
Arbeitern und Angestellten eine ent-
sprechende Begründung gegeben wer-
den.

Automation und Rationalisierung
setzen sich auch in der DDR immer
stärker durch, so daß diesem Vorgang
in der Ergänzung des Gesetzbuches der
Arbeit ebenfalls Beachtung geschenkt
wurde. Wichtig ist der neu eingefügte
Grundsatz über die „komplexe sozia-



Geplantes Wachstum m der DDR

Wirtschaftsplanung sichert weiterhin stabile Entwicklung

Volkskammer verabschiedet Volkswirtschaftsplan 1967

Im Dezember des vergangenen Jahres hat die Ostberliner Volkskammer den
Wirtschaftsplan der DDR für das Jahr 1967 verabschiedet. Nach dem neuen Plan
soll gegenüber dem Jahr 1966 das Nationaleinkommen um 4,3 Milliarden Mark
Deutsche Notenbank (MDN), das heißt um 5 Prozent, wachsen. Die industrielle
Warenproduktion wird sich um 6 Prozent und die landwirtschaftliche Erzeugung
um 2 Prozent erhöhen. Um 9 Prozent vergrößern sich die Investitionen, während
der Außenhandelsumsatz um 7 Prozent erweitert werden soll.

listische Rationalisierung", wonach
diese nur in Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften und den betroffenen
Arbeitern und Angestellten zu erfol-
gen 'hat. „Die Ministerien und die an-
deren zentralen staatlichen Organe",
heißt es in § 4, „sind dafür verantwort-
lich, daß die besonderen arbeitsrecht-
der komplexen, sozialistischen Ratio-
lichen Fragen ihres Bereiches, die mit
nalisierung auftreten, in den Rahmen-
kollektivverlrägen oder anderen ar-
beilsrechtlichen Bestimmungen ge-
regelt werden."

Auf diese Weise verpflichtet das Ge-
setz alle wirtschaftlichen Führungs-
kräfte, über die Probleme der techni-
schen Revolution die sozialen Belange
der Arbeiter und Angestellten nicht aus
den Augen zu verlieren. Maßnahmen
der Automation und Rationalisierung
dürfen erst erfolgen, nachdem sicher-
gestellt ist, daß neben den Investitions-
planen auch Sozialpläne ausgearbeitet
sind, mit denen die Interessen der Be-
troffenen — Umschulungen, Weiterbe-
schäftigung an anderen Arbeitsplätzen,
Sicherung des sozialen Standards usw.
— berücksichtigt werden.

Mit dieser Ergänzung des Gesetz-
buches der Arbeit hat erstmals auf
deutschem Boden ein Staat die Proble-
me, die der technische Fortschritt für
die Menschen aufwirft, in das allge-
meine Recht einfließen lassen. Man
kann von der Regierung der Bundes-
republik, wo die Automalionsprobleme
noch viel schärfer akzentuiert sindt
leider nicht sagen, daß sie ähnliche
Überlegungen, geschweige gar Schritte
eingeleitel hätte, obgleich die Gewerk-
schaften seil Jahren gesetzliche Grund-
salzregelungen fordern und sich inzwi-
schen mit zumeist unbefriedigenden
tarifvertraglichen Teillösungen behel-
fen müssen.

Schließlich wurde die Kompetenz des
FDGB dahingehend erweitert, daß ihm
jetzt das Arbeitsgesetzbuch die Mit-
wirkung an der Ausarbeitung und
Weiterentwicklung der sozialitischen
Gesetzlichkeit im allgemeinen zuge-
steht. Dagegen hatte es in § 4, Abs. 3,
der allen Fassung geheißen, daß der
FDGB an der Ausarbeitung von gesetz-
lichen Bestimmungen mitwirkt, „die
unmiltelbar die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Arbeiter, Angestell-
ten und Angehörigen der Intelligenz
betreffen".

Als letztes sei noch die Neufassung
der Präambel des Gesetzbuches der
Arbeit erwähnt. Diese Neufassung be-
rücksichtigt die in den fünfeinhalb
Jahren seil Verkündung des Gesetzes
in der DDR vollzogenen ökonomischen
und gesellschaftichen Entwicklungen.
Darin ist zugleich auch eine kurze ak-
tualisierte Einsdiätzung des spätkapi-
talislischen Systems der Bundesrepu-
blik vorgenommen worden. Frühere
unglückliche Wertungen in bezug auf
den deu Ls ehe n G e wo rk s dia f tsb u nd wu r-
den gestrichen.

Zweifellos stellen die Änderungen und
Ergänzungen des Arbeitsgesetzbuches

Besondere Aufmerksamkeit wird in
dem neuen Volkswirtschaftsplan jenen
Industriezweigen geschenkt, die Ma-
schinen und Geräte für die notwen-
dige Rationalisierung der Betriebe
herstellen. Die Produktion der in die-
sen Bereich fallenden Elektrotechnik
und Elektronik wird um 9 Prozent
gesteigert, und für die Spezialbranche
„Datenverarbeitung" ist ein besonde-
res Staatssekretariat geschaffen wor-
den.

Im einzelnen sieht der Wirtschaftsplan
unter anderem folgende Produktions-
steigerungen vor: die Erdölverarbei-
tung um 8 Prozent, die Plastikver-
arbeitung um 8 Prozent, die Produk-
tion kompletter Chemieanlagen um
8 Prozent, die von Pkw um 14 und
von Kühlschränken um 8 Prozent.
Wesentlich gesteigert gegenüber dem
Vorjahr wird die Herstellung synthe- 
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der DDR eine deutliche Stärkung der
Position des FDGB und seiner Gewerk-
schaften dar. Man würde an den Reali-
täten vorbeireden, wollte man das nicht
sehen. Gewiß mögen in manchen Fäl-
len andere, noch weiter gehende Lö-
sungen denkbar gewesen sein. Die im
Gesetzbuch der Arbeit fixierten sind
immerhin so beschaffen, daß sie den
Kapitänen der Wirtschaft in der Bun-
desrepublik und den verantwortlichen
Politikern Zwangsvorstellungen bei
dem Gedanken angedeihen lassen, die
Arbeitnehmer hier könnten zu ähnli-
chen Rechten gelangen.

Der Ausbau des Mitbestimmungsrechts
in der DDR vollzieht sich auch auf der
gesetzgeberischen Ebene kontinuier-
lich, wie die Verabschiedung des Ar-
beitsgesetzbuches (1961) und die fort-
laufende Novellierung (1963 und 1966)
bestätigen. Ob unsere Kritiker des
DDR - Gesetzbuches der Arbeit schon
einmal darüber nachgedacht haben,
daß in der Bundesrepublik seit der
Verabschiedung des Montan-Mitbe-
stimmungsgesetzes (1951) und des von
den Gewerkschaften heftig bekämpften
Betriebsverfassungsgesetzes (1952) vom
Gesetzgeber für die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer noch kein Finger
gekrümmt wurde? G. S. 

tischer Fasern und die Produktion von
Zement mit 13 bzw. 10 Prozent. Ferner
werden im neuen Planjahr 1967 70 000
Wohnungen gebaut sowie 60000 Schul-
plätze und 35 000 Plätze in Kindergär-
ten und Kinderkrippen geschaffen.

Während der Einzelhandelsumsatz um
vier Prozent erweitert werden soll,
wird im Wirtschaftsplan ein beson-
derer Akzent auf die Steigerung des
Außenhandels gelegt. Zwar wickelt
sich der Außenhandel überwiegend
mit den befreundeten sozialistischen
Ländern ab (72 Prozent des Gesamt-
umsatzes), aber die DDR ist darüber
hinaus weiter bemüht, den Handel mit
den kapitalistischen Industrieländern
auszubauen.

Der Staatsratsvorsitzende der DDR,
Walter Ulbricht, hat sich während der
Behandlung des Volkswirtschaftspla-
nes in einigen Punkten kritisch zur
wirtschaftlichen Entwicklung geäußert.
Unter anderem hat er von den Wirt-
schaftsfunktionären gefordert, mehr
Eigeninitiative und Verantwortlichkeit
zu entwickeln und nicht nur auf zen-
trale Anweisungen zu warten. Er be-
mängelte das Verhalten einzelner Be-
triebe, die, anstatt durch Betriebsein-
sparungen preissenkend zu wirken,
durch Vorspiegelung erhöhter Produk-
tionskosten die Preise nach oben ge-
trieben hätten.

Aus dem Wirtschaftsplan 1967 geht
zweifellos hervor, daß sich die Regie-
rung der DDR bemüht, die Wirtschaft
auf den modernsten Stand der Tech-
nik zu bringen, wobei das Haupt-
gewicht auf die Investitionsgüterindu-
strie sowie die Chemie- und Schwer-
industrie gelegt wird. Den Betriebs-
leitern und den Wirtschaftsfunktio-
nären wird in zunehmendem Maße
größere Entscheidungsbefugnis einge-
räumt und mehr Verantwortung über-
tragen. Mit den Methoden bequemer,
aber teurer Administration ist auf-
geräumt worden.

Der neue Wirtschaftsplan 1967 ist eine
gesunde Grundlage, der bevölkerungs-
mäßig und räumlich kleinen DDR ihren
Platz unter den zehn führenden Indu-
strieländern der Welt weiter zu
sichern. H. S.
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Der durchschnittliche Monatsverdienst der Arbeitnehmer von 1000 DM und mehr
war auch im 2. Quartal 1966 noch immer eine Legende. Nur für männliche An-
gestellte trifft zu, daß sie im Monatsdurchschnitt ein Bruttogehalt zwischen 1000
und 1400 DM verdienen, von denen sie im Schnitt zwischen 800 und 1200 DM
netto nach Hause tragen. Unter den Männern verdienen nur die Arbeiter in der
Industrie brutto monatlich knapp 900 DM, netto 700. Ihnen folgen die weib-
lichen Angestellten mit netto bis 650 DM und die Arbeiterinnen mit netto unter
500 DM monatlich.

Angriffe auf Rentendynamik

Rentenversicherung ist keine Rüstungs-Reservekasse

Gefahren für die

Krankenversicherung

Anfang Dezember, als die Große Koali-
tion in Bonn aus der Taufe gehoben
wurde, hat auf einer öffentlichen Kund-
gebung der Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände dn Bonn deren
Präsident, Ex-Minister und Bundes-
tagsabgeordneter der CDU, Balke,
nicht nur eine Einschränkung der Ren-
tendynamik, sondern auch wieder ein-
mal die Einführung des Kostenerstat-
tungssystems in der Krankenversiche-
rung gefordert. Begründet wurden
beide Forderungen mit der Notwendig-
keit der „Anpassung" der Sozialpolitik
an die wirtschaftlichen Möglichkeiten.
Natürlich war von einer Anpassung der
Unternehmergewinne nicht die Rede!

Daß der BDA-Präsident ausgerechnet
unmittelbar nach Bildung der Großen
Koalition die alte, nur wenig modifi-
zierte Unlernehmerforderung nach zu-
sätzlicher Kostenbeteiligung in der
Krankenversicherung neu auftischte,
muß die Arbeitnehmer und ihre Ge-
werkschaften alarmieren. Die Unter-
nehmer halten offensichtlich nichts von
vornehmer Zurückhaltung in dieser
Frage. Sollte es da nicht besser sein,
wenn auch die Gewerkschaften die be-
rechtigten sozialen Ansprüche der Ar-
beitnehmer der Öffentlichkeit auf
Kundgebungen, vor allem in der Bun-
deshauptstadt Bonn, präsentieren wür-
den, anstatt sich nur mit Briefen,
schriftlichen Erklärungen und internen
Gesprächen an und mit Mitgliedern der
Regierung Kiesinger zu bescheiden?

Kein klares Votum der Regierung für Rentendynamik

Die 9. Rentenanpassung war begleitet von den bisher massivsten Angriffen
gegen die Rentendynamik. Am gleichen Tage, da in Bonn die Große Koalition
installiert wurde, forderte der Präsident der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände, Balke, die Anpassung der Renten künftig nicht an der
Entwicklung der Löhne und Gehälter, sondern am wirtschaftlichen Wachstum zu
orientieren.

Diese Forderung der Unternehmerver-
bände hat prompt Eingang gefunden
in die Regierungserklärung der Gro-
ßen Koalition. Zwar heißt es darin:
„Wir werden am Prinzip der dyna-
mischen Rente festhalten." Zugleich
wird aber auch gesagt: „Wir müssen
aber sehr ernsthaft die Bemessung der
jährlichen Zuwachsraten der Sozial-
leistungen und der Bundeszuschüsse
prüfen und sie mit den Möglichkeiten
und Grundsätzen einer gesunden Fi-
nanzpolitik in Einklang bringen."

Unverkennbar soll hiermit der Ein-
druck erweckt werden, als seien bis-
her die Sozial- und Unfallrenten über
die Maßen erhöht worden und als
würde ausgerechnet dadurch die Sta-
bilität unserer Wirtschaft und Finan-
zen bedroht und müßte dieser gefähr-
lichen Entwicklung darum im Inter-
esse der Allgemeinheit Einhalt gebo-
ten werden.

Das Gegenteil ist jedoch der Fall
(s. »Rentenversicherung kein Etat-
reservoir", NA 11/1966). Die Renten
sind weder der Entwicklung der Löhne
und Gehälter noch der Wirtschaft vor-
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ausgeeilt, sondern folgen ihr in be-
trächtlichem Abstand. Die jährlichen
Anpassungen werden in den Renten-
versicherungen der Arbeiter und An-
gestellten und der Unfallversicherung
im vollen Umfang aus den Einnahmen
und Mitteln der Versicherungsträger
finanziert, nur die knappschaftliche
Versicherung erhält dafür einen Bun-
deszuschuß.

Der Anteil der Bundeszuschüsse an
den Ausgaben der Rentenversicherung
ist in den letzten Jahren beträchtlich
zurückgegangen und hat zu keiner Zeit
ein Drittel der Gesamtausgaben (ohne
Kriegsfolgelasten) auch nur annähernd
erreicht, wie es 1899 bei Gründung der
deutschen Rentenversicherung festge-
legt wurde. Statt dessen aber hat auch
die Bundesregierung — wie einst die
kaiserliche und die Hitlerregierung —
das Vermögen der Sozialversicherung
in wachsendem Ausmaß zumAusgleich
ihres Rüstungshaushaltes herange-
zogen.
Nicht für höhere Renten, sondern für
höhere Rüstungs-und Notstandskosten
werden den Arbeitern und Angestell-

Auch der CDU-Sozialexperte, Thomas
Ruf, Mitglied des Bundestages, hat vor
einiger Zeit das Kostenerstattungs-
system für die Krankenversicherung
befürwortet. Kein Wunder, daß der
Verband der privaten Krankenver-
sicherungen einen solchen Abbau der
gesetzlichen Krankenversicherung gut-
geheißen hat, weil er sich davon eine
Belebung seines Gesdiäftes verspricht.
Wenn der CDU-Bundestagsabgeord-
nete Josef Stingl stattdessen das Sy-
stem einer Beitragsrückgewährung für
die soziale Krankenversicherung befür-
wortet, so ist das nur eine andere Me-
thode, mit der das gleiche Ziel verfolgt
wird, nämlich den Versicherten, der
wegen eigener Krankheit oder Krank-
heit eines Familienmitgliedes Leistun-
gen der Krankenversicherung in An-
spruch nehmen muß, zusätzlich zu be-
lasten. -PP’
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ten der Bundesrepublik von der Gro-
ßen Koalition höhere Lasten auferlegt.
Die Gewerkschaften müssen sich da-
her schützend vor das Recht der Rent-
ner stellen, auch künftig ungeschmä-
lert an der Lohn- und Gehaltsentwick-
lung teilzunehmen. Wer noch in Arbeit
steht, sollte bedenken, daß er Rentner
von morgen ist und ihr eines Tages
zugute kommt, was er für die Rentner
von heute erkämpfte. A. B.



Auf Lebers Spuren...

Offensiditlich in den Fußstapfen seines
Vorgängers Leber will Rudolf Sperner,
der neue Vorsitzende der IG Bau-
Steine-Erden, die Gewerkschaft führen.
Sperner wurde vom Beirat der Gewerk-
schaft, dem höchsten Organ zwischen
den Gewerkschaftstagen, beauftragt,
die Geschäfte des Ersten Vorsitzenden
„mit zu übernehmen". Sperner war
bislang Zweiter Vorsitzender und
führt in dieser Funktion die Geschäfte
des Ersten Vorsitzenden, um eines Ta-
ges, wenn der Großen Koalition etwas
„dazwischenkommen" sollte, wieder
für Georg Leber Platz machen zu
können.

Nach seiner Berufung versicherte Sper-
ner, er werde die Politik der IG Bau-
Steine-Erden konsequent fortsetzen.
Einen Vorgeschmack davon erhielten
die Gewerkschaften in der Bundesre-
publik mit der Bekanntgabe der „sta-
bilisierungs- und wachstumsgerechten"
Lohnforderung von 4,3 Prozent zum
31. Marz 1967 durch die IG Bau. Damit
paßte sich der Gewerkschaftsvorstand
den Vorstellungen der Unternehmer-
veirbände und des sozialdemokratischen
Ministerkollegen von Georg Leber,
Prof. Schiller, von den Grenzen der
Lohnpolitik für 1967 an.

Diese vermutlich von sozialdemokra-
tischen Kabinettmitgliedern inspirierte
und als sanfte Warnung betreffs der
Höhe der Forderungen anderer Ge-
werkschaften gedachte Aktion hat im
DGB Unmut hervorgerufen. So schrieb
am 23. Dezember 1966 die „Welt der
Arbeit“ in einem Artikel über die
Lohnforderung der IG Bau und die
Empfehlungen der fünf Gutachter, es
besiehe kein Grund, „auf die 4 v. H.
zu starren, wie ein Kaninchen auf die
Schlange". ?Esi müsse jeder Versuch
unterbleiben, die „Arbeitnehmerein-
kommen zu reglementieren, sei es
durch Bindung an Produktivitätsfort-
sdiritt oder an Leitlinien".

DGB fordert mehr Arbeitslosengeld

In einem Schreiben an Bundeskanzler
Kiesinger hat der Bundesvorstand des
DGB eine Verbesserung der Geld-
leistungen für Arbeitslose und Kurz-
arbeiter als dringend erforderlich be-
zeichnet (s. „Arbeitslosenunterstützung
ungenügend", Nadiriditen Nr. 12/1966).
Ku t z vor Weihnachten hat Bundes-
arbeitsminister Katzer dieser Forde-
rung des DGB zugestimmt. Der Bundes-
haushalt würde durdi eine soldie Ver-
besserung nicht belastet, denn die Aus-
gaben der Arbeitslosenversidierung
werden im vollen Umfang aus den
Beiträgen finanziert.

1966 halte die Arbeitslosenversiche-
rung ein Vermögen von 6,5 Milliarden
DM. Mit dem sogenannten Stabilisie-
rungsgesetz sollen davon jedoch mehr
als 2 Milliarden DM über die Bundes-
bank zur Entlastung des Bundeshaus-
haltes bereitgeslellt werden.

Blick in die Welt

Zusammenarbeit der Ostseeländer

Das „Ständige Komitee der Arbeiter-
konferenzen der Ostseeländer, Norwe-
gens und Islands" hat im Dezember die
X. Arbeiterkonferenz der Oslseelän-
der, Norwegens und Islands einberu-
fen. Sie findet in der Zeit vom 12. bis
14. Juli 1967 in Rostock statt. Wie aus
einem Aufruf hervorgeht, sollen zwei
Schwerpunkte behandelt werden:

1. Abrüstung, sozialer Fortschritt, De-
mokratie und europäische Sicherheit;
2. Gewerkschaften und technischer Fort-
schritt.

Im Aufruf wird zum Ausdruck ge-
bracht, daß in den zehn Jahren Arbei-
terkonferenzen die Friedenskräfte der
Gewerkschaften stärker geworden
seien. Viele Vorbehalte, die vor Jah-
ren noch vorhanden waren, seien aus-
geräumt worden. Zugleich wird gegen
den Krii&g in Vietnam Stellung genom-
men und vor dem gefährlichen Neo-
nazismus in der Bundesrepublik ge-
warnt.

Das einleitende Referat zum Problem
der europäischen Sicherheit hält der
außenpolitische Sekretär im Bundes-
vorstand des finnischen Gewerkschafts-
bundes S.A.K. Oje Saarinen. Er ist zu-
gleich Reichstagsabgeordneter der so-
zialdemokratischen Opposition. Die
Gewerkschaft, die er vertritt, ist dem
Internationalen Bund Freier Gewerk-
schaften (IBFG) angeschlossen.

Für die Gewerkschaften in der Bundes-
republik wird es von besonderem In-
teresse sein, daß sich die bevorstehende
Arbeilerkonferenz mit Problemen des
technischen Fortschritts beschäftigen
will. Es laufen gegenwärtig Verhand-
lungen des Ständigen Komitees, um
einen bekannten Automationsexperten
einer IBFG - Gewerkschaft für das
Hauplreferat zu gewinnen. Außerdem
soll ein Automalionsfachmann aus der
DDR darüber referieren, wie unter den
Bedingungen der sozialistischen Plan-
wirtschaft die sich aus dem technischen
Fortschritt ergebenden sozialen Auf-
gaben der Gewerkschaften gelöst wer-
den.

Für die im DGB zusainmengeschlosse-
nen Gewerkschaften bietet sich eine
Gelegenheit, sich mit ihren großen Er-
fahrungen an diesem internationalen
Meinungsaustausch zu beteiligen. Die
Erkenntnisse, die auf den beiden Auto-
mationstagungen der IGM sowie auf
der DGB-Arbeitstagung über Automa-
tion und Angestellte gewonnen wur-
den, werden sicher bei den Vertretern
der Ostseeländer einen großen Wider-
hall finden. Zumindest sollte hier ge-
prüft werden, ob es nicht ratsam wäre,
Beobachter nach Rostock zu delegieren.
Die IBFG-Gewerkschaften der skandi-
navischen Länder sind schon mehrere
Jahre mit offiziellen Delegierten von 

verschiedenen Gewerkschaftsorgan isa-
tionen vertreten. Bisher konnten sich
Gewerkschafter der Bundesrepublik
.lediglich in ihrem eigenen Namen an
diesen Konferenzen beteiligen.

H. Geinitz

Kapitalinvasion aus USA

Nach Berechnungen des US-Handels-
ministeriums haben amerikanische Fir-
men 1966 9,16 Milliarden Dollar im
Ausland investiert. Das sind 21 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Dieser neue
Rekord wurde erreicht, obwohl die so-
genannten effektiven Auslandsinvesti-
tionen, das heißt dieDollarabflüsse aus
den USA, um etwa 500 Millionen Dol-
lar unter den für 1966 veranschlagten
Ausgaben liegen.

Dte US-Wirtschaft trägt damit den For-
derungen ihrer Regierung nach Ent-
lastung der Zahlungsbilanz durch Ein-
dämmen des Dollarabflusses Rechnung,
nachdem Präsident Johnson seine Maß-
halteappelle wirkungsvoll durch hand-
feste Zwangsmaßnahmen ergänzt hat.
Die Vietnam-Aggression der USA hat
zu schweren Belastungen der amerika-
nischen Wirtschaft und der außenwirt-
schaftlichen Position des Landes ge-
führt Die sich rapid erhöhenden mili-
tärischen Ausgaben und die damit
zusammenhängenden schrumpfenden
Handelsüberschüsse bestimmen die
Krise der US-Zahlungsbilanz.

Von der US-Regierung wird alles ge-
tan, um die Schwierigkeiten auf ihre
„Verbündeten", insbesondere auf die
Bundesrepublik, abzuwälzen. Die US-
Konzerne sind deshalb dazu überge-
gangen, zur Finanzierung ihrer um-
fangreichen amerikanischen Investi-
tionsprogramme im großen Umfange
ausländische Kapitalquellen anzuzap-
fen. So wurden in der Zeit von Anfang
1965 bis Milte 1966 rund 530 Millionen
Dollar an europäischen Kapitalmärkten
aufgenommen.

Allein drei amerikanische Konzerne —
Gulf Oil, DuPont und IBM — haben
innerhalb eines knappen Jahres in der
Bundesrepublik Anleihen im Gesamt-
betrag von 320 Millionen Dollar in An-
spruch genommen. Die Folgen liegen
auf der Hand: Die ohnehin überbean-
spruchten westeuropäischen Kapital-
märkte werden weiter eingeengt. Für
kleine und mittlere Unternehmen wird
ehe Aufnahme von Fremdkapital zum
Existenzproblem, und selbst für die
bedeutendsten europäischen Firmen
wird es immer schwieriger und teurer,
neue Kapitalien aufzunehmen.

Die Wirtschaft der Bundesrepublik
finanziert also ihre eigene Konkurrenz
und fördert damit gleichzeitig die fort-
schreitende ökonomische Entmündi-
gung durch die übermächtigen US-Kon-
zerne. In der Bundesrepublik ist man
offensiditlich bereit, für die Zustim-
mung der USA zu einer abenteuerli-
chenPolilik über halsbrecherische wirt-
schaftliche Akrobatik einen „angemes-
senen" Preis zu zahlen. -e-
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Blick in die Welt

WGB-Konferenz über Entwicklung
des internationalen Handels

In Budapest, im Haus der ungarischen
Bauarbeiter, tagte die vom Weltge-
werkschaftsbund (WGB) einberufene
„Weltgewerkschaftskonferenz für die
Entwicklung von internationalen Han-
delsbeziehungen im Interesse der
Werktätigen und der Völker". Rund
170 Delegierte aus 57 Ländern, dar-
unter auch fünf Delegationen von Ge-
werkschaftsorganisationen, die dem
IBFG angeschlossen sind, nahmen an
der bedeutsamen Tagung teil. Eine
große westdeutsche Gewerkschaft, die
ihre Teilnahme zugesagt hatte, unter-
ließ es bedauerlicherweise, ihre Ver-
reter nach Budapest zu schicken.

Im Mittelpunkt der arbeitsreichen Kon-
ferenz stand ein gedruckt vorgelegter
Bericht von WGB - Generalsekretär
Saillant über die Situation im in-
ternationalen Handel und die Aufgaben
der Gewerkschaften bei der Überwin-
dung der noch vorhandenen Handels-
diskriminierungen. Als Hauptziel der
Konferenz bezeichnete es Saillant, „den
Abeitervertretern der verschiedensten
Richtungen die Möglichkeit zu geben,
Aktionsmaßnahmen zu planen, die je-
den Versuch, die internationale Soli-
darität der Arbeiter und ihrer Gewerk-
schaften zu erschüttern, vereiteln und
die Beziehungen festigen helfen".

In den 55 Diskussionsreden wurde all-
gemein der Wunsch zum Ausdruck ge-
bracht, die internationale Zusammen-
arbeit zwischen den Gewerkschafts-
organisationen aller Richtungen zu
verbessern. Die Vertreter des Welt-
gewerkschaftsbundes, die Repräsen-
tanten der dem IBFG angeschlossenen
Verbände, Abgesandte der Pan-Afrika-
kanischen Gewerkschaften und der
Arabischen Gewerkschaften erklärten
ihre Bereitschaft, gemeinsam mit dem
IBFG und dem IBCG den Machtan-
sprüchen der internationalen Industrie-
und Handelsmonopole entgegenzutre-
ten. Eine besondere Gewerkschaftskon-
ferenz, auf der die Probleme der afri-
kanischen und der europäischen Ge-
werkschaften behandelt werden sol-
len, wird als erste konkrete Maßnahme
vorbereitet.

Die Konferenz verabschiedete sieben
Resolutionen mit einem umfangreichen
Katalog von Vorschlägen zur Verbes-
serung des Welthandels. In der Allge-
meinen Resolution wird an die inter-
nationalen Gewerkschaftszentralen ap-
pelliert, ihre Tätigkeit in den zwischen-
staatlichen Organen (z. B. ILO, FAO,
UNESCO, UNCTAD) zu koordinieren,
um den Einfluß der Gewerkschaftsbe-
wegung zur Lösung der weltweiten
Handels- und Wirtschaftsprobleme zu
nutzen. Diese Forderung gewinnt be-
sondere Aktualität bei der Vorberei-

tung der 2. Welthandelskonferenz der
UNO, die 1968 in Neu Delhi statt-
finden wird.

In seinem Schlußwort wandte sich der
stellvertretende WGB-Generalsekretär
G ensou.s u. a. auch an den DGB, die
Vorschläge zu beraten und sich im In-
teresse der arbeitenden Menschen zu
einer vorbehaltlosen Zusammenarbeit
bereit zu erklären.

Einige Erwartungen knüpft man beim
WGB an den Beschluß des IBFG-Vor-
standes vom November 1966, in diesem
Jahr eine vom IBFG getragene Welt-
wirlschaftskonferenz durchzuführen. Sie
könnte der Anfang einer neuen Zu-
sammenarbeit auf internationaler Ebene
sein. Mit Genugtuung wurden auf der
Budapester Konferenz die Bestrebun-
gen in zahlreichen Gewerkschaften —
auch in Organisationen der AFL/CIO
— registriert, unter die Periode des
kalten Krieges in der internationalen
Gewerkschaftsbewegung einen Schluß-
strich zu ziehen. W.

Solidarität mit spanischen Arbeitern

Vor einem Sondergericht in Madrid
soll vier spanischen Metallarbeitern
der Prozeß gemacht werden. Sie befin-
den sich zur Zeit in Haft und gehören
zu einer größeren Gruppe von neuge-
wählten Vertrauensleuten unabhängi-
ger Gewerkschaftsorganisationen, die
kürzlich nach einer Zusammenkunft in
Madrid verhaftet wurden. Die Ver-
trauensleue hatten sich gegen Lohnab-
bau in den Betrieben gewandt und
Streik angedroht.

Im Namen der Industriegewerkschaft
Metall der Bundesrepublik hat Otto
Brenner in einem Telegramm an den
spanischen Justizminister gegen die
Verfolgung der spanischen Arbeiter
protestiert. Der Leiter der Bildungsab-
teilung im Vorstand der IG Metall,
Matthöfer, hat in einem NDR-Inter-
view Ende Dezember 1966 die inter-
nationale Gewerkschaftsbewegung auf-
gefordert, sich für die Beendigung der
Repressalien des Franco-Regimes ge-
gen unabhängige spanische Gewerk-
schafter einzusetzen.

Solidarifäfskonferenz des WGB

Vom 15. bis 18. Januar 1967 will der
Weltgewerkschaftsbund (WGB) zur Un-
terstützung der Bevölkerung in den
besetzten Gebieten von Aden und Süd-
Arabien eine Solidaritätskonferenz ver-
anstalten. Die Konferenz wird in Da-
maskus stattfinden und vom ständigen
Sekretariat des Internationalen Soli-
daritätsausschusses gemeinsam mit Ar-
beitern dieser kolonialen Gebiete or-
ganisiert. Wie der WGB mitteilte, wer-
den in Damaskus die Vertreter von 60
Gewerkschaftsorganisationen erwartet.

IBFG solidarisch mit Panama

Die regionale Organisation des Inter-
nationalen Bundes Freier Gewerkschaf-
ten (IBFG) für den amerikanischen
Kontinent hat sich in einem Schreiben
an den Präsidenten der Republik
Panama gewandt, um die Ansprüche
Panamas auf den Besitz des Kanals zu
unterstützen. Gemäß der Auffassung
des IBFG soll die Souveränität über
den Kanal und seine Zone, die von
den USA ausgeübt wird, dem Staate
Panama zurückgegeben werden.

Wirtschaftswachstum

in der Sowjetunion auch 1967

Der Oberste Sowjet, die Volksvertre-
tung in der UdSSR hat im Dezember
1966 den Volkswirtschaftsplan für
1967 verabschiedet. Bei Erfüllung des
Plans wird 1967 das Nationaleinkom-
men um 6,6 Prozent und das Realein-
kommen pro Kopf der Bevölkerung
um 5,5 Prozent steigen. Für die Brutto-
industrieproduktion ist ein Anstieg
von 7,3 Prozent vorgesehen. Die Pro-
duktionsmittelerzeugung soll um 7,5
und die Konsumgüterproduktion um
6,6 Prozent anwachsen.
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Lohnender „Abgang”

Bis zu 38 820 DM Abfindung zahlt der
Bayrische Staat den Landtagsabgeord-
neten, die im November des vergange-
nen Jahres nicht wiedergewählt wur-
den. Die Höhe dieser großzügigen Ab-
findungen richtet sich für die 71 aus-
scheidenden Abgeordneten nach der
Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Bayri-
schen Landtag. Pro Jahr erhielten sie
1691 DM.

Verständlich, daß man da auch den
ausscheidenden Ministern und Staats-
sekretären gegenüber nicht kleinlich
sein kann. Für sechs Monate bis zu
drei Jahren Dienstzeit erhalten auch
sie ein Übergangsgeld, unabhängig da-
von, was sie nach ihrem Ausscheiden
in der Wirtschaft oder im öffentlichen
Dienst verdienen. Für die ersten drei
Monate gibt es das volle Gehalt:
6311,36 DM bzw. 5550,66 DM für einen
verheirateten Minister bzw. Staats-
sekretär ohne Kinder. Danach bekom-
men sie die Hälfte des Gehaltes. Ge-
hörte ein Minister oder Staatssekretär
vier Jahre der Regierung an und hatte
er das 50. Lebensjahr vollendet, steht
ihm das Ruhegehalt bis an sein Le-
bensende zu. War er acht Jahre Mit-
glied der Bayrischen Landesregierung,
hat er diesen Anspruch, auch wenn er
noch keine 50 Jahre alt ist.

Fürwahr eine nachahinenswerte, groß-
zügige Regelung, anwendbar auch für
arbeitslos werdende Arbeiter und An-
gestellte. —le
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Widersprüche im Kapitalismus

Zur Rolle des Staates und der Demokratie

im staatsmonopolistischen Kapitalismus

Mit einem Auszug aus dem Referat des Franzosen Jacques
Kahn, Paris, über die Vorstellungen französischer marxisti-
scher Wissenschaftler zum Problem des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus setzen wir den Vorabdruck des Proto-
kolls von der wissenschaftlichen Konferenz der NACH-
RICHTEN vom 11. Juni 1966 in Frankfurt/Main fort:

Der staatsmonopolistische Kapitalismus erfordert ein immer
stärkeres Eindringen der Staatsmacht in den komplexesten
und vielfältigsten Formen. Es geht nicht an, nur eine dieser
Formen einseitig und schematisch in Betracht zu ziehen. Der
Grad der Entwicklung des staatsmonopolistischen Kapita-
lismus in einem Lande kann nicht allein nach dem Umfang
des Staatsbesitzes (der in Frankreich sehr bedeutend ist)
oder des staatlichen Verbrauchs, auch nicht an der staat-
lichen Finanzierung der Forschungen und ihrer Anwen-
dungen (bedeutend z. B. in den USA) beurteilt werden,
sondern es ist notwendig, alle ökonomischen und poli-
tischen Funktionen der Staatsmacht, vor allem die zentrale
Rolle des Staates in Betracht zu ziehen.

Indem die Monopolbourgeoisie versucht, die Widersprüche
des staatsmonopolistischen Kapitalismus zu überwinden,
ist sie gezwungen, das Eindringen der Staatsmacht in die
Wirtschaft zu fördern. Sie aktiviert damit die Entwicklung
des staatsmonopolistischen Kapitalismus selbst, ist aber
weit davon entfernt, die wesentlichen Widersprüche des
Systems lösen zu können. Die auf diese Weise erfolgten
Lösungen haben einen provisorischen, antagonistischen
Charakter, der die bestehenden Widersprüche nicht besei-
tigt, sondern sie auf eine höhere Stufe hebt oder neue her-
vorbringt.

Dieses Verketten von Widersprüchen ist im Rahmen des
staatsmonopolistischen Kapitalismus unerschöpflich. Ich be-
gnüge mich mit zwei von ihnen. Einesteils verschärft sich
im staatsmonopolistischen Kapitalismus der Grundwider-
spruch des Kapitalismus zwischen dem gesellschaftlichen
Charakter der Produktion und der kapitalistischen An-
eignung. Das drückt sich unter anderem aus in dem laten-
ten Widerspruch, der zwischen der Notwendigkeit des
staatlichen Eindringens in die Wirtschaft im Interesse der
Monopole und dem monopolistischen Privatbesitz, dem
monopolistischen Profit, besteht. Mit der Entwicklung des
gesellschaftlichen Charakters der Produktivkräfte tendiert
der staatsmonopolistische Kapitalismus dazu, die Zentra-
lisierung und die Konzentration des Kapitals und der Pro-
duktion zu intensivieren und zugleich ehe Zahl der Lohn-
arbeiter, ihr spezifisches gesellschaftliches Gewicht zu stei-
gern. Dadurch wird gleichzeitig die soziale Basis der Finanz-
oligarchie eingeschränkt. Er stimuliert auf der einen Seite
ständig den Gegensatz zwischen der Arbeiterklasse, den
Lohnarbeitern, Angestellten, Ingenieuren, Technikern, For-
schern, Lehrern bis zu den Beamten und den demokra-
tischen Kräften im allgemeinen und andererseits der Mono-
polbourgcoisie mit ihrem zentralen Kern, der Finanzolig-
archie.

Zwischen den Widersprüchen des staatsmonopolistischen
Kapitalismus und den Grenzen seinerWirksamkeitbestehen
sehr enge Beziehungen. Unserer Meinung nach ist der
staatsmonopolistische Kapitalismus von Grund auf außer-
stande, die Bedürfnisse der werktätigen Massen zu befrie-
digen, sie in Einklang mit der Entwicklung der Produktiv-
kräfte und in ein Verhältnis mit ihren Entfaltungsmöglich-
keiten und Bedürfnissen zu bringen; was die Produktiv-
kräfte anbelrifft, so bremst die widersprüchliche und anta-
gonistische Entwicklung des staatsmonopolistischen Kapi-
talismus ihre stetige Erhöhung. Er strebt danach, ihre Ent-
wicklung im Rahmen der kapitalistischen Produktionsver-
hältnisse zu halten.

Die grundlegende Unfähigkeit des staatsmonopolistischen
Kapitalismus, voll und ganz die objektiven Bedürfnisse der
Arbeiter zu befriedigen und zum Besten der Gesellschaft
die gesellschaftliche Produktion zu erweitern, resultiert
insbesondere aus der Erweiterung der kapitalistischen Aus-
beulung und ebenso aus der beachtlichen Vergeudung im
Verlaufe der produktiven Konsumtion (die, wie die wach-
senden Uberkapazitäten zeigen, eine wachsende Bedeutung
annimmt) sowie aus der Entwicklung des Parasitismus, des-
sen besonders kostspieliger und gefährlicher Aspekt die
militärischen Ausgaben sind.

Unserer Meinung nach kann der staatsmonopolistische
Kapitalismus in seinen eigenen Grenzen entsprechend den
Umständen eine unterschiedliche Politik verfolgen. Er kann
jedoch nicht aus seinen eigenen Grenzen heraus. Er kann
die kapitalistischen Produktionsverhältnisse, das heißt die
Grundlage des kapitalistischen Systems und der Macht der
Monopolbourgeoisie, nicht in Frage stellen. Er ist also auf
Grund seiner eigenen Natur unfähig, sich stufenweise von

„Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus”

Beiträge zur Diskussion um Bewegungsformen und Per-
spektive der kapitalistischen Gesellschaft.
Herausgegeben von Heinz Seeger, 799 Friedrichshafen,
Erlenweg 3/9.
88 Seiten, 3,00 DM.

selbst in den Sozialismus umzuwandeln. Das ist auch die
objektive Basis für die Weigerung der Arbeiterbewegung,
sich den Versuchen der Monopolbourgeoisie zu beugen, die
es wünschen würde, sie in den staatsmonopolistischen Kapi-
talismus zu integrieren.

Unter den Bedingungen, wie sie heute in den bedeutend-
sten kapitalistischen Ländern bestehen, wird die Demokra-
tie für die beiden vorhandenen Grundklassen zu einem ent-
scheidenden Problem: Die Monopolbourgeoisie bemüht sich
darum, sie einzuschränken und zu beseitigen. Die Arbeiter-
klasse strebt danach, alle Volkskräfle zu sammeln, um eine
wahre Demokratie zu errichten.

In Frankreich sind die Kräfte der Arbeiter und Demokraten
vor die Notwendigkeit gestellt, ihre Reihen enger zu
schließen, gemeinsam gegen den staatsmonopolistischen
Kapitalismus zu handeln, um anstelle der Monopolbour-
geoisie sich selbst an die Kommandohebel des Staates zu
setzen. Es gilt, die entscheidenden Sektoren der Wirtschaft,
die sich in den Händen der Finanzoligarchie befinden, zu
nationalisieren. Es ist offensichtlich, daß die Kräfte der
Arbeiter und Demokraten deshalb noch nicht den staats-
monopolistischen Kapitalismus in Sozialismus verwandeln.
Jedoch werden sie die Formen des staatlichen Eindringens
aus einem Mittel der monopolistischen Ausbeutung zu
einem Mittel der Aktion gegen die monopolistische Aus-
beulung der Arbeiter und der Nation machen. Sie werden
die Formen des staatsmonopolistischen Kapitalismus in
Aktionsmittel der wahren Demokratie umwandeln, um
friedlich zum Sozialismus zu schreiten. Sie werden aus dem
Staat das Instrument der Arbeiterklasse und aller demo-
kratischen und nationalen Kräfte machen.

Einer der größten Wünsche der französischen Arbeiter ist
es, zur Verstärkung der internationalen Solidarität der
Kräfte der Arbeiter und Demokraten beizutragen. Sie wis-
sen, daß jeder Erfolg der Demokratie in einem Lande ein
Erfolg für die anderen Länder ist. Wir haben viel von den
Erfahrungen unserer deutschen Kollegen zu lernen. Ent-
sprechend den besten Traditionen unserer beiden Völker
gestatten Sie mir, angesichts der Solidarität der Monopole
sowie ihrer Gegnerschaften und Streitigkeiten die brüder-
liche Solidarität der Arbeiter und Völker über die Grenzen
hinweg zu würdigen.
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Wieder mehr ArbeitsunfälleTERMIN

KALENDER
Zusammenhang mit der Stagnation ist offensichtlich

■ 31. Januar
Zu diesem Termin sind für 220 000
Beschäftigte in der Eisen-und Stahl-
industrie von Nordrhein-Westfalen
die Lohn- und Gehaltstarifverträge
kündbar, danach zu jedem Monats-
ende. (Die IG Metall hat erklärt,
daß sie die Verträge zum 31. 1. 67
noch nicht kündigen werde.)

■ 22. Februar
Gewerkschaftstag 1967 der IG Berg-
bau und Energie in Bonn.

■ 31. März
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
1,7 Millionen Arbeiter und Ange-
stellte im Bauhauptgewerbe künd-
bar.

■ 31. Mai
Tarifverträge für 40000 Beschäftigte
der Eisen- und Stahlindustrie im
Saargebiet kündbar.

■ 30. Juni
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
rund 3,8 Millionen Beschäftigte in
der metallverarbeitenden Industrie
der Bundesrepublik kündbar, in
Bayern zum 30. September.

■ 31. Juli
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
über 2 Millionen Beschäftigte im
öffentlichen «Dienst,bei Bundesbahn
und Bundespost kündbar.

■ 31. August
Tarifverträge für über 200 000 Be-
schäftigte im graphischen Gewerbe
kündbar.

Hans Brümmer gestorben

Der frühere Vorsitzende der IG Metall
in der Bundesrepublik, Hans Brüm-
mer, ist eine Woche nach Vollendung
seines 80. Lebensjahres am 19. De-
zember 1966 in Oberaichen bei Stutt-
gart verstorben. Brümmer hatte seine
Laufbahn in der Metallgewerkschaft
als ehrenamtlicher Bevollmächtigter
des Schmiedeverbandes in Mannheim
begonnen. Er gehörte zu den entschie-
denen Gegnern des ersten Weltkrie-
ges und war nach der Revolution von
1918 Mitglied der provisorischen badi-
schen Volksregierung. Vor 1933 war
Brümmer Bevollmächtigter des Deut-
schen Metallarbeiter-Verbandes (DMV)
in Mannheim und Bezirkssekretär in
Stuttgart. Unter der nationalsozialisti-
schen Gewaltherrschaft wurde Brüm-
mer mehrfach verhaftet.

Nach 1945 erwarb sich Brümmer große
Verdienste um den Neuaufbau der
deutschen Gewerkschaften und um
ihre Wiedereingliederung in die inter-
nationaleGewerkschaftsbewegung.Von
1950 bis 1952 war er mit Walter Frei-
tag und von 1952 bis 1956 mit Otto
Brenner gleichberechtigter Vorsitzen-
der der IG Metall.
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Des einen Mißwirtschaft kostet des anderen Gesundheit

Wenn die privatwirtschaftliche Ordnung nicht mehr so recht funktioniert, dann
macht sich das nicht nur mit steigenden Arbeitslosenziffern, immer mehr Kurz-
arbeitern, Konkursen und sozialer Demontage in den Betrieben bemerkbar —
auch die Unfallziffern steigen wieder. Das heißt, daß die Arbeitnehmer die Un-
fähigkeit der privaten Produktionsmittelbesitzer, kontinuierlich zu wirtschaften,
nicht nur mit sozialer Unsicherheit, mit der jähen Zerstörung eines mühsam
aufgebauten Lebensstandards, sondern nicht selten auch mit der Gesundheit,
ja mit dem Leben bezahlen müssen.

Mit Genugtuung stellen die Funktio-
näre der Unternehmerverbände in die-
sen Monaten der Stagnation und der
Entstehung einer neuen Arbeitslosig-
keit fest, daß gleichzeitig die Arbeits-
moral und die Leistung der Arbeiter
und Angestellten „wieder gestiegen"
seien. Welche Folgen diese „Leistungs-
steigerung" für die Betroffenen hat,
macht die letzte Statistik über die Ent-
wicklung der Arbeitsunfälle sichtbar,
die das Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung im November ver-
öffentlichte. Zwar bezieht sich die Un-
tersuchung auf das erste Halbjahr
1966, also auf einen Zeitraum, in dem
die konjunkturelle Abflachung gerade
erst in Ansätzen wirkte, aber dennoch
wurde nach jahrelangem Sinken der
Arbeitsunfälle erstmals wieder ein An-
steigen registriert.

So sind in den ersten sechs Monaten
1966 gegenüber dem ersten Halbjahr
1965 die Arbeitsunfälle im engeren
Sinne, ohne Wegeunfälle und Berufs-
krankheiten, um 11 920 von 1 251 871
auf 1 263 791 gestiegen. Die Zahl der
Arbeitsunfälle insgesamt stieg um
15 162 von 1 398 451 auf 1 404 613.

Besonders beunruhigend ist das An-
steigen der tödlichen Unfälle am Ar-
beitsplatz, die um 107 von 2206 auf
2313 zunahmen. Insgesamt vergrößerte
sich die Anzahl der tödlichen Unfälle
im weiteren Sinne um 116 von 3250
auf 3366. Die Zunahme der Arbeits-
unfälle mit tödlichem Ausgang ist also
unmittelbar am Arbeitsplatz am höch-
sten.

Von dieser Seite „verbesserter Ar-
beitsleistungen" infolge verschlechter-
ter Wirtschaftslage pflegen die Funk-
tionäre und Presseorgane der Unter-
nehmerverbände vornehm zu schwei-
gen. Niemand zieht die Schuldigen, will
sagen: die wirklichen Schuldigen, zur
Verantwortung. Was im übrigen ge-
sellschaftlichen Leben zumindest doch
als fahrlässigeTötung oder Körperver-
letzung gilt, scheint im Wirtschafts-
leben, wenn es die Bosse an den Schalt-
hebeln der Macht betrifft, nicht einmal
ein Kavaliersdelikt -zu sein. Nicht der
Arbeiter, der angeblich die Schutzvor-
schriften mißachtet hat, ist der primär
Schuldige, wenn es zum Unfall kommt.
In dieser Zeit steigender wirtschaft-
licher Unsicherheit, in der die Arbeit-
nehmer aus Angst vor der Entlassung
unvorsichtiger werden, um mehr lei-

ten zu können, trifft die Schuld jene,
die für die Labilität in der Wirtschaft
verantwortlich sind. Sb.

25. Arbeiferkonferenz im März

Einer Pressemilteilung des „Ständigen
Ausschusses der Deutschen Arbeiter-
konferenzen" zufolge findet die 25.
Deutsche Arbeiterkonferenz am 10. und
11. März 1967 in Leipzig statt. Ein. ent-
sprechender Beschluß ist noch von der
24. Arbeiterkonferenz gefaßt worden.
Wie es in der Presseinformation heißt,
können Anfragen, Vorschläge und An-
meldungen zur Konferenz an den
„Ständigen Ausschuß der Deutsc n
Arbeiterkonferenzen", 108 Berlin. 7
fach 204, gerichtet werden.

Zu guter Letzt — Mannesworte:

„Ich gebe nicht auf. Es soll erst mal
einer kommen, der es besser macht
als ich." (Ludwig Erhard, 20.8.1966)

„Erhard ist und bleibt Kanzler der
Deutschen." (Rainer Barzel, 4. 10.)

„Kein Zweifel, beide Parteien könnt >
gemeinsam ein eindrucksvolles Kai i-
netl bilden.“ (Willy Brandl zur FDP,
12. 11.)

„Ich sehe zum gegenwärtigen Zeit-
punkt keine Basis für eine Koalition
der SPD mit der CDU/CSU.“ (Willy
Brandl, 14. 11.)

...... Ein Abenteuer dürfen wir weder
unserer Partei noch unserem Volk zu-
muten." (Willy Brandt zur Ablehnung
der Kleinen und Begründung der Gro-
ßen Koalition, 5. 12.)
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